
Artikel 1

Zustimmung zu dem Vertrag des Landes  
Baden-Württemberg mit der  

Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden und der 
 Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs 

Dem am 18. Januar 2010 unterzeichneten Vertrag des 
Landes Baden-Württemberg mit der Israelitischen Reli-
gionsgemeinschaft Baden und der Israelitischen Reli-
gionsgemeinschaft Württembergs sowie dem dazuge-
hörigen Schlussprotokoll vom gleichen Tage wird 

Gesetz zu dem Vertrag  
des Landes Baden-Württemberg mit der 

Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden 
und der Israelitischen  

Religionsgemeinschaft Württembergs

Vom 16. März 2010

Der Landtag hat am 10. März 2010 das folgende Gesetz 
beschlossen:
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Das Land Baden-Württemberg,  
vertreten durch den Ministerpräsidenten,  

(im Folgenden: Das Land)

und

die Israelitische Religionsgemeinschaft Baden, 
vertreten durch den Geschäftsführenden Vorstand, 

(im Folgenden: IRG Baden)

und

die Israelitische Religionsgemeinschaft Württembergs, 
vertreten durch den Vorstand, 

(im Folgenden: IRG Württembergs)

im Bewusstsein der besonderen geschichtlichen Verant-
wortung vor den jüdischen Bürgerinnen und Bürgern und 
geleitet von dem Wunsch und Willen, das freundschaft-
liche Verhältnis zu der Israelitischen Religionsgemein-
schaft Baden und zu der Israelitischen Religionsgemein-
schaft Württembergs zu fördern und zu festigen, deren 
jüdisches Gemeindeleben in seinen religiös-kulturellen 
Belangen zu unterstützen und zur Erhaltung, Pflege und 
Entwicklung des gemeinsamen deutsch-jüdischen Kul-
turerbes beizutragen,

schließen folgenden Vertrag:

Artikel 1

Glaubensfreiheit und Selbstbestimmungsrecht

(1) Das Land gewährt der Freiheit, den jüdischen Glauben 
zu bekennen und auszuüben, den gesetzlichen Schutz.

(2) Die IRG Baden und die IRG Württembergs ordnen 
und verwalten ihre Angelegenheiten selbstständig inner-
halb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. 

Artikel 2

Jüdische Feiertage

(1) Die ungestörte Religionsausübung an den jüdischen 
Feiertagen wird gewährleistet. 

Jüdische Feiertage sind:

1. Rosh Haschana (Neujahrsfest)

2. Jom Kippur (Versöhnungstag)

3. Sukkot (Laubhüttenfest)

4. Schemini Azereth (Schlussfest)

5. Simchat Thora (Fest der Gesetzesfreude)

6. Pessach (Fest zum Auszug aus Ägypten)

7. Schawuot (Wochenfest)

Die Regelungen des § 4 Abs. 2 des Feiertagsgesetzes 
über die kirchlichen Feiertage gelten entsprechend.

Die Beurlaubung von Schülerinnen und Schülern an den 
jüdischen Feiertagen wird in der Schulbesuchsverord-
nung geregelt.

(2) Die Daten der Feiertage bestimmen sich nach dem 
jüdischen Kalender unter Beachtung der allgemein gel-
tenden Kalenderregeln.

zu gestimmt. Der Vertrag und das Schlussprotokoll wer-
den nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Vertrag und das Schlussproto-
koll nach Artikel 14 dieses Vertrags in Kraft treten, ist im 
Gesetzblatt bekannt zu geben.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. März 2010

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

Vertrag 
des Landes Baden-Württemberg mit der 

Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden 
und der Israelitischen  

Religionsgemeinschaft Württembergs  
vom 18. Januar 2010
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Artikel 6

Jüdische Bildungs- und Sozialeinrichtungen

(1) Die IRG Baden und die IRG Württembergs haben das 
Recht, Ersatz- und Ergänzungsschulen sowie sons tige 
Bildungseinrichtungen zu errichten und zu betrei ben. Sie 
haben das Recht, eigene Einrichtungen im So zialbereich 
und im Gesundheitswesen zu unterhalten.

(2) Landeszuschüsse für Schulen der IRG Baden und  
der IRG Württembergs nach Absatz 1 Satz 1 richten sich 
nach dem Privatschulgesetz in der jeweils geltenden 
 Fassung. Andere Einrichtungen nach Absatz 1 werden im 
Rahmen der allgemeinen staatlichen Förderung ange-
messen berücksichtigt.

Artikel 7

Rundfunk

(1) Das Land wirkt darauf hin, dass die öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunk-
veranstalter der IRG Baden und der IRG Württembergs 
angemessene Sendezeiten für die übertragung religiöser 
Sendungen zur Verfügung stellen. 

(2) Es wird darauf bedacht bleiben, dass in den Program-
men die sittlichen und religiösen überzeugungen der 
 jüdischen Bevölkerung geachtet werden und das Leben 
der IRG Baden und der IRG Württembergs in den Eigen-
sendungen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan stalten 
angemessen berücksichtigt wird.

(3) Das Land wirkt ferner darauf hin, dass in den Auf-
sichtsgremien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und 
im Medienrat der Landesanstalt für Kommunikation Ba-
den-Württemberg die IRG Baden und die IRG Württem-
bergs angemessen vertreten sind.

Artikel 8

Jüdische Friedhöfe

(1) Die jüdischen Friedhöfe genießen den gleichen 
Schutz wie die Gemeindefriedhöfe und die kirchlichen 
Friedhöfe.

(2) Die IRG Baden und die IRG Württembergs sowie 
ihre Gliederungen haben das Recht, im Rahmen der Ge-
setze neue jüdische Friedhöfe anzulegen und be stehende 
zu erweitern.

(3) Das Land bekennt sich zu seiner Mitverantwortung 
für die Erhaltung und Pflege der verwaisten jüdischen 
Friedhöfe und unterstützt diese im Rahmen bestehender 
Abkommen.

Artikel 9

Denkmalpflege

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben bei jüdischen 
Denkmalen, die kultischen Handlungen zu dienen be-
stimmt sind, die Belange der IRG Baden und der IRG 
Württembergs vorrangig zu beachten.

Artikel 3

Jüdische Religion und Seelsorge

(1) Die IRG Baden und die IRG Württembergs haben  
das Recht, für die religiöse und seelsorgerliche Betreu-
ung ihrer Mitglieder Landesrabbiner, Gemeinderabbiner, 
Gemeindekantoren, Religionslehrerbeauftragte und Reli-
gionslehrer zu beschäftigen.

(2) In öffentlichen Krankenhäusern, Heimen, Justizvoll-
zugsanstalten und ähnlichen öffentlichen Einrichtungen 
sowie bei der Polizei haben die IRG Baden und die IRG 
Württembergs das Recht, seelsorgerlich tätig zu sein. 

(3) Seelsorgerinnen und Seelsorger und ihre Gehilfinnen 
und Gehilfen sind auch in Verfahren, die dem Landes-
recht unterliegen, berechtigt, das Zeugnis über dasjenige 
zu verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seel-
sorgerinnen und Seelsorger anvertraut worden ist.

Artikel 4

Religionsunterricht

(1) Der jüdische Religionsunterricht ist an den öffent-
lichen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird un be-
schadet des staatlichen Aufsichtsrechts in übereinstim-
mung mit den Grundsätzen der IRG Baden und der IRG 
Württembergs von deren Bevollmächtigten erteilt und 
beaufsichtigt.

(2) Die Erteilung des jüdischen Religionsunterrichts 
setzt eine Bevollmächtigung durch die IRG Baden bzw. 
die IRG Württembergs voraus. Die Voraussetzungen für 
die Bevollmächtigung der Lehrkräfte zur Erteilung des 
jüdischen Religionsunterrichts werden von der IRG Ba-
den bzw. der IRG Württembergs bestimmt. 

(3) Zur Erteilung des Religionsunterrichts können neben 
Geistlichen Lehrkräfte mit staatlicher oder staat lich aner-
kannter Ausbildung zugelassen werden. Die Richt linien 
für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und 
Lehrbefähigung der Religionslehr kräfte werden zwi-
schen dem zuständigen Ministerium und der IRG Baden 
bzw. der IRG Württembergs vereinbart.

(4) Vertreterinnen und Vertreter der IRG Baden und der 
IRG Württembergs sind berechtigt, bei den Prüfungen 
für das Fach Jüdische Religionslehre mitzuwirken.

Artikel 5

Körperschaftsrechte

(1) Die IRG Baden und die IRG Württembergs sind Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts.

(2) Auf Antrag der IRG Baden bzw. der IRG Württem-
bergs sind ihren Gliederungen die Rechte einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts zuzuerkennen und ab-
zuerkennen.
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Gliederungen mit dem Status einer Körperschaft des 
 öffentlichen Rechts in gleichem Umfang wie dem Land 
erhalten.

Artikel 12

Zusammenwirken

Die Landesregierung und die IRG Baden und die IRG 
Württembergs werden zur Pflege und Vertiefung ihrer 
Beziehungen regelmäßige Begegnungen anstreben. Sie 
werden sich vor der Regelung von Angelegenheiten, die 
ihr Verhältnis zueinander berühren, miteinander ins Be-
nehmen setzen.

Artikel 13

Vertragsauslegung und -anpassung

(1) Die Vertragsparteien werden eine in Zukunft zwi-
schen ihnen etwa entstehende Meinungsverschiedenheit 
über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrags 
auf freundschaftliche Weise beseitigen. 

(2) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des 
Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Ab-
schluss des Vertrags so wesentlich geändert, dass einer 
Vertragspartei das Festhalten an der ursprünglichen ver-
traglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so werden die 
Vertragsparteien versuchen, auf freundschaftliche Weise 
eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geänderten 
Verhältnisse zu erreichen.

Artikel 14

Inkrafttreten

Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der Landes- 
 re gierung und des Landtags sowie der satzungsgemäß 
 zu ständigen Gremien der IRG Baden und der IRG 
Württembergs. Der Vertrag tritt am Tag nach dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens wird im Gesetzblatt des Landes Baden-
Württemberg und in den jeweiligen Veröffentlichungs-
organen der IRG Baden und der IRG Württembergs be-
kannt gemacht.

Stuttgart, den 18. Januar 2010

Der Ministerpräsident 
des Landes Baden-Württemberg

Günther H. Oettinger

Der Geschäftsführende Vorstand  
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden

Mikhail Kats
David Seldner
Wolfgang Fuhl

Der Vorstand  
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs

Barbara Traub
Susanne Jakubowski
Michael Kashi

(2) Das Land nimmt bei der Förderung der Denkmal-
erhaltung und -pflege auf die besonderen Belange der 
IRG Baden und der IRG Württembergs Rücksicht und 
wird sie bei der Vergabe der Mittel angemessen berück-
sich tigen. Es setzt sich dafür ein, dass sie auch von sol-
chen Einrichtungen und Behörden Fördermittel erhalten, 
die auf nationaler und internationaler Ebene auf dem Ge-
biet der Kultur- und Denkmalpflege tätig sind. 

Artikel 10

Zuschüsse des Landes und sonstige Leistungen

(1) Die bisherigen freiwilligen Leistungen werden mit 
dem Staatsvertrag umfassend und abschließend auf eine 
vertragliche Grundlage gestellt.

(2) Das Land zahlt für religiös-kulturelle Belange an die 
IRG Baden und die IRG Württembergs ab dem Jahr 2010 
jeweils 750 Euro pro Mitglied. Dieser Betrag wird vom 
Jahr 2011 bis 2015 jährlich mit 1,5 % dynamisiert.

(3) Verändert sich aufgrund allgemeiner Besoldungs-
anpassungen die Besoldung der Beamtinnen und Be am-
ten des Landes, so verändert sich ab dem 1. Januar 2016 
die Höhe der in Absatz 2 genannten Staatsbeiträge ent-
sprechend.

(4) Für die Entwicklung des deutsch-jüdischen Kultur-
erbes erhalten die IRG Baden und die IRG Württembergs 
jeweils

a) im Jahr 2010 500 000 Euro

b) im Jahr 2011 625 000 Euro

c) im Jahr 2012 750 000 Euro

d) im Jahr 2013 875 000 Euro

e) ab dem Jahr 2014 1 000 000 Euro

(5) Der Gesamtbetrag der Staatsbeiträge nach Absatz 2 
und 4 wird in elf Monatsraten von je 8,3 vom Hundert 
der (voraussichtlichen) Staatsbeiträge – abgerundet auf 
den nächsten durch 10 000 teilbaren Betrag – und einer 
Schlusszahlung in Höhe der Differenz zu dem nach 
 Absatz 2 und 4 jährlich zu zahlenden Betrag an die IRG 
Baden und die IRG Württembergs ausgezahlt. 

(6) Unberührt bleiben Leistungen, die nach Maßgabe der 
allgemein geltenden Gesetze oder aufgrund von Verein-
barungen mit dem Bund und den Ländern gewährt wer-
den. Dazu gehören vor allem die staatlichen Leistungen 
zur dauernden Pflege verwaister jüdischer Friedhöfe in 
Baden-Württemberg (Artikel 8 Absatz 3) sowie die staat-
lichen Leistungen zur Unterbringung und Betreuung 
 jüdischer Emigranten aus der ehemaligen Sowjetunion. 

(7) Die Ersatzleistungen für den Religionsunterricht blei-
ben von den Regelungen dieses Vertrages unberührt. 

Artikel 11

Gebührenbefreiung

Die auf Landesrecht beruhenden Befreiungen und Ermä-
ßigungen von Kosten, Gebühren und Auslagen blei ben 
der IRG Baden und der IRG Württembergs und ihren 
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Zu Artikel 3 – Jüdische Religion und Seelsorge

Absatz 1 gewährleistet das Recht der kultischen und 
seelsorgerischen Betreuung von Mitgliedern der IRG 
Baden und der IRG Württembergs.

Zu Absatz 2: Nähere Einzelheiten, insbesondere auch 
zum Kreis der berechtigten Personen, können erforderli-
chenfalls für die Polizeiseelsorge mit dem Innenministe-
rium und für die Anstaltsseelsorge mit dem Justiz minis-
terium vereinbart werden.

Zu Artikel 4 – Religionsunterricht

Die Vorschrift nimmt geltendes Verfassungs- und Lan-
desrecht zum Religionsunterricht an öffentlichen Schu-
len des Landes auf. 

Zu Artikel 5 – Körperschaftsrechte

Die Bestimmung weist auf den Körperschaftsstatus 
 beider Religionsgemeinschaften gemäß Artikel 137 Ab-
satz 5 Weimarer Reichsverfassung hin und nimmt in Ab-
satz 2 die Regelung des § 24 Absatz 1 Satz 1 des Kirchen-
steuergesetzes Baden-Württemberg auf, wonach Gliede-
rungen einer Religionsgemeinschaft auf deren Antrag 
Körperschaftsrechte zuzuerkennen sind. Dies gilt nach 
der Rechtsprechung entsprechend für die Aberkennung 
des Körperschaftsstatus einer Gliederung auf Antrag der 
Religionsgemeinschaft.

Zu Artikel 6 – Jüdische Bildungs- und 
 Sozialeinrichtungen

Die Bestimmung verweist bezüglich der Förderung der 
genannten Einrichtungen auf die geltende Rechtslage, 
insbesondere die Regelungen des Privatschulgesetzes.

Zu Artikel 7 – Rundfunk

Die Bestimmung ist angelehnt an Artikel 14 des Evan-
gelischen Kirchenvertrags vom 10. April 2008. Bei den 
Verhandlungen zu diesem Vertrag wurde der IRG Baden 
und der IRG Württembergs seitens des Landes zugesagt, 
das Anliegen einer Vertretung beider Religionsgemein-
schaften im Rundfunkrat des Südwestrundfunks bei 
 einer der nächsten Verhandlungen zum SWR-Staatsver-
trag des Landes Baden-Württemberg mit Rheinland-
Pfalz einzubringen.

Zu Artikel 8 – Jüdische Friedhöfe

In Absatz 1 werden die jüdischen Friedhöfe in den 
Schutzrahmen kommunaler und kirchlicher Friedhöfe 
einbezogen.

Absatz 2 enthält das Recht der IRG Baden und der IRG 
Württembergs und ihrer Gliederungen, im Rahmen der 
Gesetze eigene Friedhöfe anzulegen und zu erweitern. 
Erweiterungen auf verwaisten jüdischen Friedhöfen be-
dürfen erforderlichenfalls besonderer Regelungen.

In Absatz 3 wird Bezug genommen auf die Absprache 
des Bundes mit den Ländern vom 21. Juni 1957 betref-
fend die praktische Durchführung der Betreuung ver-
waister jüdischer Friedhöfe. 

Schlussprotokoll zum Vertrag des  
Landes Baden-Württemberg mit der 

Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden  
und der Israelitischen  

Religionsgemeinschaft Württembergs 
vom 18. Januar 2010

Zu dem am heutigen Tage geschlossenen Vertrag des 
 Landes Baden-Württemberg mit der Israelitischen Reli-
gionsgemeinschaft Baden und der Israelitischen Reli-
gionsgemeinschaft Württembergs sind folgende ergän-
zende Erläuterungen und Hinweise vereinbart worden, 
die einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bil den:

Zu Artikel 1 – Glaubensfreiheit und 
 Selbstbestimmungs recht

Die Bestimmung bestätigt in Absatz 1 die verfassungs-
rechtlich gewährleistete Glaubensfreiheit. Der ge setz-
liche Schutz umfasst auch angemessene Sicherheitsmaß-
nahmen.

Absatz 2 bekräftigt das Selbstbestimmungsrecht, das nach 
Artikel 140 Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 137 
Absatz 3 der Weimarer Reichsverfassung allen Religions-
gesellschaften zusteht.

Zu Artikel 2 – Jüdische Feiertage

Mit dieser Bestimmung werden die genannten jüdischen 
Feiertage als kirchliche Feiertage im Sinne des Feier-
tagsgesetzes geschützt. Entsprechend der Regelung in  
§ 4 Absatz 2 Feiertagsgesetz soll die Teilnahme des dort 
genannten Personenkreises am Gottesdienst ermöglicht 
werden. Einer Befreiung vom Schulbesuch an jüdischen 
Feiertagen trägt § 4 Absatz 2 der Schulbesuchsverord-
nung bereits Rechnung.

Die Feiertage sind im Einzelnen

zu Ziffer 1: Zwei Tage am 1. und 2. Tischri, beginnend 
am Vorabend

zu Ziffer 2: Ein Tag am 10. Tischri, beginnend am Vor-
abend 

zu Ziffer 3: Zwei Tage am 15. und 16. Tischri, begin-
nend am Vorabend 

zu Ziffer 4: Ein Tag am 22. Tischri, beginnend am Vor-
abend

zu Ziffer 5: Ein Tag am 23. Tischri, beginnend am Vor-
abend

zu Ziffer 6: a) Zwei Tage am 15. und 16. Nissan, 
 be ginnend am Vorabend

 b) Zwei Tage am 21. und 22. Nissan, 
 beginnend am Vorabend

zu Ziffer 7: Zwei Tage am 6. und 7. Siwan, beginnend 
am Vorabend.

Die Daten sind dem Kultusministerium zwei Jahre im 
Voraus mitzuteilen.
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Eckperson ab dem Jahre 2011 ergebende Erhöhung der 
Staatsbeiträge vermindert und dieser Betrag entspre- 
ch end der Erhöhung der Besoldung ab dem Jahre 2011 
gemäß Schlussprotokoll zu Absatz 3 erhöht.

Zu Abs. 3: Als Berechnungsgrundlage für Änderungen 
der Höhe der Staatsbeiträge für religiös-kulturelle Be-
lange dient die Veränderung der Besoldung für das erste 
Beförderungsamt für den höheren nichttechnischen Ver-
waltungsdienst (Besoldungsgruppe A 14 Bundesbe sol-
dungsordnung, Dienstaltersstufe 6, verheiratet, ein Kind, 
zuzüglich der Zuführung zur Versorgungsrücklage 
 [Eckperson]). Bei strukturellen Veränderungen des Be-
soldungsrechts ist die Berechnungsgrundlage durch Ver-
einbarung zwischen dem Kultusministerium im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium und der IRG Baden 
bzw. der IRG Württembergs so anzupassen, dass sich die 
Höhe der Staatsbeiträge hierdurch nicht verändert. 

Zu Abs. 4: Mit dem in Abs. 4 genannten Staatsbeitrag ist 
auch der bisherige Zuschuss des Innenministeriums zu 
den Personalkosten einer Betreuungskraft für die ver-
waisten jüdischen Friedhöfe im Bereich der IRG Baden 
abgegolten. 

Die Leistungen des Bundes nach der Vereinbarung vom 
21. Juni 1957 bleiben davon unberührt.

Mit dem Staatsbeitrag nach Abs. 4 ist auch die derzeitige 
Förderung des Baus jüdischer Gemeinderäume der IRG 
Baden in Höhe von jährlich 160 000 Euro bis einschließ-
lich 2013 abgegolten.

Zu Abs. 5: Soweit für das Jahr 2010 vor dem Inkrafttreten 
des Staatsvertrags auf der Grundlage der bisherigen För-
derung Zahlungen an die IRG Baden und die IRG 
Württembergs geleistet werden, gelten diese als Monats-
raten im Sinne von Artikel 10 Absatz 5 und werden inso-
weit bei der Ermittlung der Schlusszahlung für das Jahr 
2010 berücksichtigt.

Stuttgart, den 18. Januar 2010

Der Ministerpräsident 
des Landes Baden-Württemberg

Günther H. Oettinger

Der Geschäftsführende Vorstand  
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden

Mikhail Kats

David Seldner

Wolfgang Fuhl

Der Vorstand  
der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs

Barbara Traub

Susanne Jakubowski

Michael Kashi

Zu Artikel 9 – Denkmalpflege

Diese Bestimmung schreibt – analog zum Evangelischen 
Kirchenvertrag vom 10. April 2008 – die vorrangige Be-
achtung kultischer Belange bei der Denkmalerhaltung 
und -pflege fest. Gleichzeitig werden die IRG Baden und 
die IRG Württembergs in die allgemeine denkmal pfle-
gerische Förderpraxis – auch auf internationaler Ebene – 
einbezogen.

Zu Artikel 10 – Zuschüsse des Landes und  
sonstige Leis tungen

Zu Abs. 1: Die Staatsbeiträge nach diesem Vertrag 
sind ausschließlich zur Förderung der satzungsgemäßen 
Zwecke der IRG Baden und der IRG Württembergs und 
ihrer Untergliederungen bestimmt. 

Die IRG Baden und die IRG Württembergs übersenden 
bis spätestens 1. Juni des Folgejahres eine Fertigung 
 ihres jeweiligen testierten Jahresabschlusses. 

Zu Abs. 2: Der Staatsbeitrag für religiös-kulturelle Be-
lange der IRG Baden und der IRG Württembergs errech-
net sich aus der Mitgliederzahl zum 31. Dezember 2008 
(IRG Baden: 5090; IRG Württembergs: 3104) und einer 
Pauschale pro Mitglied in Höhe von 750 Euro, die in den 
Jahren 2011 bis 2015 mit jährlich 1,5 % dynamisiert wird 
(750 € × 1,5 %).

Im Einzelnen zahlt das Land folgende Staatsbeiträge für 
religiös-kulturelle Belange 

an die IRG Baden

a) im Jahr 2010 3 817 500 Euro,

b) im Jahr 2011 3 874 763 Euro,

c) im Jahr 2012 3 932 890 Euro,

d) im Jahr 2013 3 991 883 Euro,

e) im Jahr 2014 4 051 742 Euro,

f) im Jahr 2015 4 112 516 Euro,

an die IRG Württembergs 

a) im Jahr 2010 2 328 000 Euro,

b) im Jahr 2011 2 362 920 Euro,

c) im Jahr 2012 2 398 368 Euro,

d) im Jahr 2013 2 434 343 Euro,

e) im Jahr 2014 2 470 846 Euro,

f) im Jahr 2015 2 507 908 Euro.

Der Berechnung des Staatsbeitrages für religiös-kul-
turelle Belange liegt eine angenommene Erhöhung des 
Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der Eck-
person (Schlussprotokoll zu Absatz 3) um 1,5 vom Hun-
dert zugrunde. Sollte die tatsächliche Erhöhung des 
Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der Eck-
person ab dem Jahre 2011 mindestens 2 vom Hundert 
betragen, so wird die dort genannte Höhe der Staats-
beiträge um die sich aus der angenommenen Erhöhung 
des Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der 
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und 18 bis 28 des Rundfunkstaatsvertrages in Ver-
bindung mit § 4 Abs. 1, § 11 Abs. 1 und 3 sowie § 49 
Abs. 1 dieses Gesetzes bezeichneten Verstöße bezüg-
lich unzuläs siger Sendungen, Jugendschutz, Werbung, 
Werbeinhalte, Produktplatzierung, Sponsoring, Anzei-
gepflichten, Teleshopping und Datenschutz begeht.«

Artikel 3

Inkrafttreten, Bekanntmachungen

(1) Artikel 2 dieses Gesetzes tritt an dem Tag in Kraft, an 
dem der Dreizehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
nach seinem Artikel 3 Abs. 2 Satz 1 in Kraft tritt. Im üb-
rigen tritt dieses Gesetz am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Dreizehnte Rundfunkänderungs-
staatsvertrag in Kraft getreten ist, ist im Gesetzblatt 
 bekannt zu geben. Gleiches gilt für den Fall, dass der 
Staatsvertrag nach seinem Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 gegen-
standslos wird.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. März 2010

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

Dreizehnter Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher 

Staatsverträge (Dreizehnter Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

Gesetz  
zum Dreizehnten Rundfunk änderungs-

staatsvertrag und zur Änderung  
medienrechtlicher Vorschriften

Vom 16. März 2010

Der Landtag hat am 10. März 2010 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zum Dreizehnten  
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Dem zwischen dem 30. Oktober 2009 und dem  
20. November 2009 unterzeichneten Dreizehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag zwischen dem Land Baden-
Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, 
dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, 
der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, 
dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Nie-
dersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land 
Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, 
dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Hol-
stein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2

Änderung des Landesmediengesetzes

Das Landesmediengesetz vom 19. Juli 1999 (GBl. S. 273, 
ber. S. 387), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 30. Juli 2009 (GBl. 357), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe d wird das Komma am Ende durch 
das Wort »oder« ersetzt.

b) In Buchstabe e wird das Wort »oder« am Ende 
durch einen Punkt ersetzt.

c) Buchstabe f wird gestrichen.

2. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

 »(1) Es gelten die Bestimmungen des Rundfunk-
staatsvertrages in der jeweils geltenden Fassung 
über Finanzierung, Werbung, Produktplatzierung, 
Sponsoring und Teleshopping privater Veranstal-
ter.«

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

 »(3) Auf regionale und lokale Fernsehprogramme 
finden § 7 Abs. 4 Satz 2, § 7 a Abs. 3 und § 45 Abs. 1 
des Rundfunkstaatsvertrages keine Anwendung.«

3. § 51 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

 »(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter 
oder verantwortlicher Redakteur vorsätzlich oder fahr-
lässig einen der in § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 14, 16 
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die Ausübung der Fern sehtätigkeit (ABl. L 298 
vom 17. Oktober 1989, S. 23), zuletzt geändert 
durch Richtlinie 2007/65/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2007 
zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des 
 Rates zur Koordinie rung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvor schriften der Mitgliedstaaten über 
die Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. L 332 
vom 18. Dezember 2007, S. 27) – Richtlinie 89/ 
552/EWG – ist deutsches Recht auch anwendbar 
bei der Nutzung einer Deutschland zugewiesenen 
Satelliten-übertragungskapazität. Dies gilt nicht 
für Angebote, die 

 1.  ausschließlich zum Empfang in Drittländern 
bestimmt sind

  und 

 2.  nicht unmittelbar oder mittelbar von der All-
gemeinheit mit handelsüblichen Verbraucher-
end geräten in einem Staat innerhalb des 
 Geltungsbereichs der Richtlinie 89/552/EWG 
empfangen werden.«

b) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

 3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa) Nummer 7 wird wie folgt neu gefasst:

   »7.  Werbung jede Äußerung bei der Aus-
übung eines Handels, Gewerbes, Hand-
werks oder freien Berufs, die im Rund-
funk von einem öffentlich-rechtlichen 
oder einem privaten Veranstalter oder 
 einer natürlichen Person entweder gegen 
Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung 
oder als Eigenwerbung gesendet wird, mit 
dem Ziel, den Absatz von Waren oder die 
Erbringung von Dienstleistungen, ein-
schließ lich unbeweglicher Sachen, Rechte 
und Verpflichtungen, gegen Entgelt zu 
fördern. § 7 Abs. 9 bleibt unberührt,«.

 bb) Nummer 8 wird wie folgt neu gefasst:

  »8.  Schleichwerbung die Erwähnung oder 
Darstellung von Waren, Dienstleistun-
gen, Namen, Marken oder Tätigkeiten 
eines Herstellers von Waren oder eines 
Erbrin gers von Dienstleistungen in Sen-
dungen, wenn sie vom Veranstalter ab-
sichtlich zu Werbezwecken vorgesehen 
ist und mangels Kennzeichnung die All-
gemeinheit hin sichtlich des eigentlichen 
Zweckes dieser Erwähnung oder Darstel-
lung irreführen kann. Eine Erwähnung 
oder Darstellung gilt insbesondere dann 
als zu Werbezwecken beabsichtigt, wenn 
sie gegen Entgelt oder eine ähnliche Ge-
genleistung erfolgt,«.

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie 2007/ 
65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/
EWG des Rates zur Koordinierung bestimmter Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über  
die Ausübung der Fernsehtätigkeit, nachstehenden Staats-
vertrag:

Artikel 1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Zwölften Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 18. Dezember 2008, wird wie folgt ge-
ändert:

 1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 7 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 7 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflich-
ten«.

b) Es wird folgender neuer § 7 a eingefügt:

 »§ 7 a Einfügung von Werbung und Teleshop-
ping«.

c) § 15 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 15 Zulässige Produktplatzierung«.

d) § 44 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 44 Zulässige Produktplatzierung«.

e) § 45 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 45 Dauer der Fernsehwerbung«.

f) § 45 a wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 45 a Teleshopping-Fenster und Eigenwerbe-
kanäle«.

g) § 45 b wird gestrichen.

h) § 58 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 58 Werbung, Sponsoring, fernsehähnliche 
Tele medien, Gewinnspiele«.

i) § 63 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 63 übergangsbestimmung für Produktplatzie-
rungen«.

j) Es wird folgender neuer § 64 eingefügt:

 »§ 64 Regelung für Bayern«.

 2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

 »(3) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht be-
reits aufgrund der Niederlassung deutscher Rechts-
hoheit unterliegen, gelten dieser Staatsvertrag und 
die landesrechtlichen Vorschriften auch, wenn eine 
in Deutschland gelegene Satelliten-Boden station 
für die Aufwärtsstrecke genutzt wird. Ohne eine 
Satelliten-Bodenstation für die Auf wärts strecke in 
einem Staat innerhalb des Geltungsbereichs der 
Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 
1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
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 aa) Satz 1 wird gestrichen.

 bb)  Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
neuen Sätze 1 und 2.

 cc)  Der bisherige Satz 4 wird der neue Satz 3 
und wie folgt gefasst:

  »Satz 1 gilt auch für Teleshopping.«

f) Es wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt:

 »(7) Schleichwerbung, Produkt- und Themen-
platzierung sowie entsprechende Praktiken sind 
unzulässig. Soweit in den §§ 15 und 44 Aus-
nahmen zugelassen sind, muss Produktplatzie-
rung folgende Voraussetzungen erfüllen:

 1.  Die redaktionelle Verantwortung und Unabhän-
gigkeit hinsichtlich Inhalt und Sendeplatz müs-
sen unbeeinträchtigt bleiben,

 2.  die Produktplatzierung darf nicht unmittelbar zu 
Kauf, Miete oder Pacht von Waren oder Dienst-
leistungen auffordern, insbesondere nicht durch 
spezielle verkaufsfördernde Hinweise auf diese 
Waren oder Dienstleistungen, und

 3.  das Produkt darf nicht zu stark herausgestellt 
werden; dies gilt auch für kostenlos zur Verfü-
gung gestellte geringwertige Güter.

 Auf eine Produktplatzierung ist eindeutig hinzu-
weisen. Sie ist zu Beginn und zum Ende einer 
 Sendung sowie bei deren Fortsetzung nach einer 
Werbeunterbrechung oder im Hörfunk durch  einen 
gleichwertigen Hinweis angemessen zu kenn-
zeichnen. Die Kennzeichnungspflicht entfällt für 
Sen dungen, die nicht vom Veranstalter selbst oder 
von einem mit dem Veranstalter verbundenen 
Unter nehmen produziert oder in Auftrag gegeben 
worden sind, wenn nicht mit zumutbarem Auf-
wand ermittelbar ist, ob Produktplatzierung ent-
halten ist; hierauf ist hinzuweisen. Die in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten, das ZDF und die Landesmedienanstalten legen 
eine einheitliche Kennzeichnung fest.«

g) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden die neuen 
Absätze 8 und 9.

h) Es wird folgender neuer Absatz 10 angefügt:

 »(10) Werbung und Teleshopping für alkoho li-
sche Getränke dürfen den übermäßigen Genuss 
solcher Getränke nicht fördern.«

i) Es wird folgender neuer Absatz 11 angefügt:

 »(11) Die Absätze 1 bis 10 gelten auch für Tele-
shoppingkanäle.«

 5. Es wird folgender neuer § 7 a eingefügt:

 »§ 7 a

 Einfügung von Werbung und Teleshopping

 (1) übertragungen von Gottesdiensten sowie Sen-
dungen für Kinder dürfen nicht durch Werbung oder 
Teleshopping-Spots unterbrochen werden.

 cc)  Es wird folgende neue Nummer 11 eingefügt:

  »11.  Produktplatzierung die gekennzeichnete 
Erwähnung oder Darstellung von Wa-
ren, Dienstleistungen, Namen, Marken, 
Tätig keiten eines Herstellers von Waren 
oder eines Erbringers von Dienstleis-
tungen in Sendungen gegen Entgelt oder 
eine ähnliche Gegenleistung mit dem 
Ziel der Absatzförderung. Die kosten-
lose Bereitstellung von Waren oder 
Dienstleistungen ist Produktplatzierung, 
sofern die betreffende Ware oder Dienst-
leistung von bedeutendem Wert ist,«.

 dd)  Die bisherigen Nummern 11 bis 19 werden 
die neuen Nummern 12 bis 20.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Nummer 4 wird das Komma durch das 
Wort »oder« ersetzt.

 bb)  In Nummer 5 wird das Wort »oder« durch ei-
nen Punkt ersetzt.

 cc) Nummer 6 wird gestrichen.

 4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 7

 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten«.

b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

 »(1) Werbung und Teleshopping dürfen nicht

 1. die Menschenwürde verletzen,

 2.  Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, 
Rasse oder ethnischer Herkunft, Staatsangehö-
rigkeit, Religion oder Glauben, Behinde rung, 
Alter oder sexueller Orientierung beinhalten 
oder fördern,

 3.  irreführen oder den Interessen der Verbraucher 
schaden oder

 4.  Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit 
oder Sicherheit sowie in hohem Maße den 
Schutz der Umwelt gefährden.«

c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

 »(3) Werbung und Teleshopping müssen als sol-
che leicht erkennbar und vom redaktionellen In-
halt unterscheidbar sein. In der Werbung und im 
Teleshopping dürfen keine Techniken der unter-
schwelligen Beeinflussung eingesetzt werden. 
Auch bei Einsatz neuer Werbetechniken müssen 
Werbung und Tele shopping dem Medium ange-
messen durch optische oder akustische Mittel 
oder räumlich eindeutig von anderen Sendungs-
teilen abgesetzt sein.«

d) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 7 a Abs. 1 gilt entsprechend.«

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
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 7. § 9 b wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Text wird Absatz 1 und die Wörter 
»zuletzt geändert durch die« werden durch die 
Wörter »in der Fassung der« ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

 »(2) Rundfunkveranstalter haben folgende In-
formationen im Rahmen ihres Gesamtangebots 
leicht, unmittelbar und ständig zugänglich zu 
 machen:

 1. Name und geografische Anschrift,

 2.  Angaben, die eine schnelle und unmittelbare 
Kontaktaufnahme und eine effiziente Kommu-
nikation ermöglichen und

 3. zuständige Aufsicht.«

 8. § 11 c Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

 »Das Landesrecht kann vorsehen, dass die je-
weilige Landesrundfunkanstalt zusätzlich so viele 
digitale terrestrische Hörfunkprogramme veran-
staltet wie sie Länder versorgt.«

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden die neuen 
Sätze 3 bis 6.

 9. § 15 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 15

 Zulässige Produktplatzierung

 Abweichend von § 7 Abs. 7 Satz 1 ist Produktplatzie-
rung im Rundfunk zulässig

 1.  in Kinofilmen, Filmen und Serien, Sportsendun-
gen und Sendungen der leichten Unterhaltung, die 
nicht vom Veranstalter selbst oder von einem mit 
dem Veranstalter verbundenen Unternehmen pro-
duziert oder in Auftrag gegeben wurden, sofern es 
sich nicht um Sendungen für Kinder handelt, oder

 2.  wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern le dig lich 
bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie Pro-
duktionshilfen und Preise, im Hinblick auf ihre Ein-
beziehung in eine Sendung kostenlos be reitgestellt 
werden, sofern es sich nicht um Nach richten, Sen-
dungen zum politischen Zeitge schehen, Ratgeber- 
und Verbrauchersendungen, Sendungen für Kinder 
oder übertragungen von Gottesdiensten handelt.

 Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind ins-
besondere Sendungen, die neben unterhaltenden Ele-
menten im Wesentlichen informierenden charakter 
haben, Verbrauchersendungen und Ratgebersendun-
gen mit Unterhaltungselementen.«

10. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:
   »Nicht angerechnet werden auf die zuläs-

sigen Werbezeiten Sendezeiten mit Produkt-
plat zierungen und Sponsorhinweise.«

 (2) Einzeln gesendete Werbe- und Teleshopping-
Spots im Fernsehen müssen die Ausnahme bleiben; 
dies gilt nicht bei der übertragung von Sportveran-
staltungen. Die Einfügung von Werbe- oder Tele-
shopping-Spots im Fernsehen darf den Zusammen-
hang von Sendungen unter Berücksichtigung der 
natürlichen Sendeunterbrechungen sowie der Dauer 
und der Art der Sendung nicht beeinträchtigen noch 
die Rechte von Rechteinhabern verletzen.

 (3) Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und Do-
kumentarfilmen sowie Kinofilme und Nachrich ten-
sendungen dürfen für jeden programmierten  Zeit raum 
von mindestens 30 Minuten einmal für Fern sehwer-
bung oder Teleshopping unterbrochen werden.

 (4) Richten sich Werbung oder Teleshopping-Spots  
in einem Fernsehprogramm eigens und häufig an 
 Zu schauer eines anderen Staates, der das Europäi-
sche übereinkommen über das grenzüberschreitende 
Fern sehen ratifiziert hat und nicht Mitglied der 
Europä ischen Union ist, so dürfen die für die Fernseh-
werbung oder das Teleshopping dort geltenden Vor-
schriften nicht umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, 
wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über die 
Werbung oder das Teleshopping strenger sind als jene 
Vor schriften, die in dem betreffenden Staat gelten, 
 ferner nicht, wenn mit dem betroffenen Staat über-
einkünfte auf diesem Gebiet geschlossen wurden.«

 6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz 1 werden nach dem Wort »Kürze« die 
Wörter »und in angemessener Weise« einge-
fügt.

 bb)  In Satz 2 werden nach dem Wort »Marke« 
ein Komma und die Wörter »ein anderes 
Symbol des Sponsors, ein Hinweis auf seine 
Produkte oder Dienstleistungen oder ein ent-
sprechendes unterscheidungskräftiges Zei-
chen« eingefügt.

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort »Verantwortung« 
das Wort »redaktionelle« eingefügt und die Wör-
ter »die redaktionelle« vor dem Wort »Unabhän-
gigkeit« werden gestrichen.

c) In Absatz 4 werden nach dem Wort »Herstellung« 
die Wörter »oder der Verkauf« eingefügt.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Satz 1 werden die Wörter »zum politi-
schen Zeitgeschehen« durch die Wörter »zur 
poli tischen Information« ersetzt.

 bb) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

   »In Kindersendungen und Sendungen reli-
giösen Inhalts ist das Zeigen von Sponsoren-
logos untersagt.«

e) Es wird folgender neuer Absatz 8 angefügt:

 »(8) § 7 Abs. 1, 3 und Abs. 8 bis 10 gelten ent-
sprechend.«
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duktionshilfen und Preise, im Hinblick auf ihre 
Einbeziehung in eine Sendung kostenlos be reit-
gestellt werden, sofern es sich nicht um Nach rich-
ten, Sen dun gen zum politischen Zeitge schehen, 
Rat geber- und Verbrauchersendungen, Sendungen 
für Kinder oder übertragungen von Gottesdien-
sten handelt.

 Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind ins-
besondere Sendungen, die neben unterhaltenden Ele-
menten im Wesentlichen informierenden charakter 
haben, Verbrauchersendungen und Ratgebersendun-
gen mit Unterhaltungselementen sowie Sendungen 
in Regionalfensterprogrammen und Fensterprogram-
men nach § 31.«

15. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 45

 Dauer der Fernsehwerbung«.

b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

 »(1) Der Anteil an Sendezeit für Fernsehwerbe-
spots und Teleshopping-Spots innerhalb einer 
Stunde darf 20 vom Hundert nicht überschreiten. 
Satz 1 gilt nicht für Produktplatzierungen und 
Sponsorhinweise.«

c) Absatz 2 wird gestrichen.

d) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2, 
und es werden nach dem Wort »Programme« die 
Wörter »und Sendungen« sowie nach dem Wort 
»Programmen« die Wörter »und Sendungen« ein-
gefügt.

e) Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3 
und wie folgt neu gefasst:

 »(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 7 a gelten nicht 
für reine Werbekanäle.«

16. § 45 a wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 45 a

 Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle

 (1) Teleshopping-Fenster, die in einem Programm 
gesendet werden, das nicht ausschließlich für Tele-
shopping bestimmt ist, müssen eine Mindestdauer 
von 15 Minuten ohne Unterbrechung haben. Sie 
müssen optisch und akustisch klar als Teleshopping-
Fenster gekennzeichnet sein.

 (2) Für Eigenwerbekanäle gelten die §§ 7 und 8 ent-
sprechend. Die §§ 7 a und 45 gelten nicht für Eigen-
werbekanäle.«

17. § 45 b wird gestrichen.

18. In § 46 wird die Verweisung auf die »§§ 7, 8, 8 a, 44, 
45, 45 a und 45 b« durch die Verweisung auf die 
»§§ 7, 7 a, 8, 8 a, 44, 45 und 45 a« ersetzt.

 bb)  Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die 
neuen Sätze 3 bis 5.

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort »Programme« 
die Wörter »und Sendungen« sowie nach dem 
Wort »Programmen« die Wörter »und Sendun-
gen« eingefügt.

11. § 16 f wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 16 f

 Richtlinien

 Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF erlassen Richtlinien 
zur Durchführung der §§ 7, 7 a, 8, 8 a, 15 und 16. In 
der Richtlinie zu § 8 a sind insbesondere die Bedin-
gungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu be-
stimmen. Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und das ZDF stellen hierzu 
das Benehmen mit den Landesmedienanstalten her 
und führen einen gemeinsamen Erfahrungsaustausch 
in der Anwendung dieser Richtlinien durch. In der 
Richtlinie zu § 7 Abs. 7 und § 15 ist näher zu bestim-
men, unter welchen Voraussetzungen, in welchen 
Formaten und in welchem Umfang unentgeltliche 
Produktplatzierung stattfinden kann, wie die Unab-
hängigkeit der Produzenten und Redaktionen ge-
sichert und eine ungebührliche Herausstellung des 
Produkts vermieden wird. Die Sätze 1 bis 4 gelten 
für die Richtlinien des Deutschlandradios zur Durch-
führung der §§ 7, 8 a und 15 entsprechend.«

12. § 25 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 4 wird wie folgt ergänzt:

 »es sei denn, zum 31. Dezember 2009 bestehende 
landesrechtliche Regelungen stellen die Unabhän-
gigkeit in anderer Weise sicher.«

b) Es werden folgende neue Sätze 5 und 6 eingefügt:

 »Zum 31. Dezember 2009 bestehende Zulassun-
gen bleiben unberührt. Eine Verlängerung ist zu-
lässig.«

c) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die neuen 
Sätze 7 und 8.

13. In § 40 Abs. 1 Satz 2 wird die Jahreszahl »2010« 
durch die Jahreszahl »2020« ersetzt.

14. § 44 wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 44

 Zulässige Produktplatzierung

 Abweichend von § 7 Abs. 7 Satz 1 ist Produktplatzie-
rung im Rundfunk zulässig

 1.  in Kinofilmen, Filmen und Serien, Sportsendun-
gen und Sendungen der leichten Unterhaltung, so-
fern es sich nicht um Sendungen für Kinder han-
delt, oder

 2.  wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern ledig lich 
bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie Pro-
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 14.  gemäß § 8 Abs. 3 bis 6 unzulässig gespon-
serte Sendungen verbreitet, 

 15.  entgegen § 9 Abs. 1 Satz 2 der Informations-
pflicht nicht nachkommt,

 16.  entgegen § 9 b Abs. 2 die dort genannten In-
formationen im Rahmen des Gesamtangebots 
nicht leicht, unmittelbar und ständig zu gäng-
lich macht,

 17.  entgegen § 20 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2  
Satz 1 ohne Zulassung Rundfunkprogramme 
veran staltet, 

 18.  entgegen § 20 b Satz 1 und 2 Hörfunkpro-
gramme ausschließlich im Internet verbreitet 
und dies der zuständigen Landesmedienan-
stalt nicht oder nicht vollständig anzeigt,

 19.  entgegen § 23 Abs. 2 nicht fristgemäß die 
Auf stellung der Programmbezugsquellen der 
zuständigen Landesmedienanstalt vorlegt,

 20.  entgegen § 34 Satz 2 die bei ihm vorhande-
nen Daten über Zuschaueranteile auf Anfor-
derung der KEK nicht zur Verfügung stellt,

 21.  entgegen § 45 Abs. 1 die zulässige Dauer der 
Werbung überschreitet,

 22.  entgegen § 45 a Abs. 1 Satz 1 Teleshopping-
Fenster verbreitet, die keine Mindestdauer 
von 15 Minuten ohne Unterbrechung haben 
oder entgegen § 45 a Abs. 1 Satz 2 Tele-
shopping-Fenster verbreitet, die nicht optisch 
und akustisch klar als solche gekennzeichnet 
sind,

 23.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 
Abs. 3 des Telemediengesetzes die Nutzung 
von Rundfunk von einer Einwilligung des 
Nutzers in eine Verarbeitung seiner Daten für 
andere Zwecke abhängig macht,

 24.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 
Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Telemediengesetzes 
den Nutzer nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

 25.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 13 
Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Teleme-
diengesetzes einer dort genannten Pflicht zur 
Sicherstellung nicht oder nicht richtig nach-
kommt,

 26.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 
Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 oder 8 Satz 1 oder 2 
des Telemediengesetzes personenbezogene 
Da ten verarbeitet,

 27.  entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung mit § 15 
Abs. 3 Satz 3 des Telemediengesetzes ein 
Nutzungsprofil mit Daten über den Träger 
des Pseudonyms zusammenführt,

 28.  entgegen § 47 Abs. 3 Satz 4 Angebote gegen 
den Abruf oder Zugriff durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde sperrt.«

19. In § 46 a wird die Verweisung auf »§ 7 Abs. 4 Satz 2, 
§ 44 Abs. 3 bis 5 und §§ 45, 45 a« durch die Verwei-
sung auf »§ 7 Abs. 4 Satz 2, § 7 a Abs. 3 und § 45 
Abs. 1« ersetzt.

20. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

 »(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter 
von bundesweit verbreitetem privatem Rundfunk 
vorsätzlich oder fahrlässig 

  1.  Großereignisse entgegen § 4 Abs. 1 oder 3 
ver schlüsselt und gegen besonderes Entgelt 
ausstrahlt,

  2.  entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 in der Werbung 
oder im Teleshopping Techniken zur unter-
schwelligen Beeinflussung einsetzt,

  3.  entgegen § 7 Abs. 3 Satz 3 Werbung oder 
 Teleshopping nicht dem Medium angemes-
sen durch optische oder akustische Mittel 
oder räumlich eindeutig von anderen Sen-
dungs teilen absetzt,

  4.  entgegen § 7 Abs. 4 eine Teilbelegung des 
ausgestrahlten Bildes mit Werbung vor-
nimmt, ohne die Werbung vom übrigen Pro-
gramm eindeutig optisch zu trennen und als 
solche zu kennzeichnen,

  5.  entgegen § 7 Abs. 5 Satz 2 eine Dauerwerbe-
sendung nicht kennzeichnet,

  6.  entgegen § 7 Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung 
in Sendungen oder beim Teleshopping ein-
fügt,

  7.  entgegen § 7 Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, 
Themenplatzierung oder entsprechende Prak-
tiken betreibt,

  8.  entgegen § 7 Abs. 7 Satz 1 Produktplatzie-
rung betreibt, soweit diese nicht nach § 44 
zulässig ist,

  9.  entgegen § 7 Abs. 7 Satz 3 oder 4 auf eine 
Produktplatzierung nicht eindeutig hinweist,

 10.  entgegen § 7 Abs. 9 Werbung oder Teleshop-
ping politischer, weltanschaulicher oder reli-
giöser Art verbreitet,

 11.  entgegen § 7 a Abs. 1 übertragungen von 
 Gottesdiensten oder Sendungen für Kinder 
durch Werbung oder Teleshopping-Spots un-
terbricht,

 12.  entgegen den in § 7 a Abs. 3 genannten Vor-
aussetzungen Sendungen durch Werbung 
oder Tele shopping unterbricht,

 13.  entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 nicht zu Beginn 
oder am Ende der gesponserten Sendung auf 
den Sponsor hinweist, 
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  »27.  gemäß § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 3 bis 6 unzulässig gesponserte 
Bewegtbildangebote verbreitet,«.

 bb)  Die bisherigen Nummern 15 und 16 werden 
die neuen Nummern 28 und 29.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe »18 bis 23« 
durch die Angabe »23 bis 28« und die Angabe 
»13 bis 16« durch die Angabe »13 bis 29« ersetzt. 

21. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift wird wie folgt neu gefasst:

 »§ 58

 Werbung, Sponsoring, 
 fernsehähnliche Telemedien, Gewinnspiele«.

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

 »(3) Für Telemedien mit Inhalten, die nach Form 
und Inhalt fernsehähnlich sind und die von einem 
Anbieter zum individuellen Abruf zu einem vom 
Nutzer gewählten Zeitpunkt und aus einem vom 
Anbieter festgelegten Inhaltekatalog bereitgestellt 
werden (audiovisuelle Mediendienste auf Abruf), 
gelten § 1 Abs. 3 sowie die §§ 7 und 8 ent spre-
chend. Für Angebote nach § 2 Abs. 3 Nummer 5 
gelten zusätzlich die §§ 4 bis 6, 7 a und 45 ent-
sprechend.«

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

22. Es wird folgender neuer § 63 eingefügt:

 »§ 63

 Übergangsbestimmung für Produktplatzierungen

 § 7 Abs. 7 und die §§ 15 und 44 gelten nicht für Sen-
dungen, die vor dem 19. Dezember 2009 produ ziert 
wurden.«

23. Der bisherige § 63 wird der neue § 64 und die Ver-
weisung auf »§ 7 Abs. 8 1. Variante« durch die Ver-
weisung auf »§ 7 Abs. 9 Satz 1 1. Variante« ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

§ 6 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages vom 10. bis 
27. September 2002, zuletzt geändert durch den Elften 
Rundfunkänderungsstaatvertrag vom 12. Juni 2008, wird 
wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Der erste Halbsatz wird wie folgt neu gefasst:

 »Werbung darf Kinder und Jugendliche weder kör-
perlich noch seelisch beeinträchtigen,«.

b) In Nummer 1 werden die Wörter »Kaufappelle an 
Kinder oder Jugendliche« durch die Wörter »Auf-
rufe zum Kaufen oder Mieten von Waren oder 
Dienstleistungen an Minderjährige« ersetzt.

2. Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen.

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Es werden folgende neue Nummern 15 bis 
27 eingefügt:

  »15.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 3 Satz 2 in der Werbung oder  
im Teleshopping Techniken zur unter-
schwel ligen Beeinflussung einsetzt,

  »16.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 3 Satz 3 Werbung oder Tele-
shopping nicht dem Medium angemes-
sen durch optische oder akustische 
Mittel oder räumlich eindeutig von an-
deren Angebotsteilen absetzt,

  »17.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung in 
seine Angebote einfügt,

  »18.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Abs. 4 das verbreitete Bewegt-
bildangebot durch die Einblendung 
von Werbung ergänzt, ohne die Wer-
bung eindeutig optisch zu trennen und 
als solche zu kennzeichnen,

  »19.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Abs. 5 Satz 2 ein Bewegtbild-
angebot nicht als Dauerwerbung kenn-
zeichnet,

  »20.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, 
Themenplatzierung oder entsprechende 
Praktiken betreibt,

  »21.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 7 Satz 1 Produktplatzierung 
betreibt, soweit diese nicht nach den 
§§ 15 oder 44 zulässig ist,

  »22.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Abs. 7 Satz 3 oder 4 auf eine  
Pro dukt platzierung nicht eindeutig hin-
weist,

  »23.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Abs. 9 Werbung oder Tele-
shopping politischer, weltanschauli-
cher oder reli giöser Art verbreitet,

  »24.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 7 a Abs. 1 in das Bewegtbildangebot 
eines Gottesdienstes oder in die Be-
wegtbildangebote für Kinder Werbung 
oder Teleshopping-Spots integriert,

  »25.  entgegen den in § 58 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 7 a Abs. 3 genannten Vor-
aussetzungen in Bewegtbildangebote 
Wer bung oder Teleshopping integriert,

  »26.  entgegen § 58 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 bei einem gesponser-
ten Bewegtbildangebot nicht auf den 
Sponsor hinweist, 
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Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Kurt Beck

Für das Saarland:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Böhmer 

Für das Land Schleswig-Holstein:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Peter Harry carstensen 

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 20. November 2009
ch. Lieberknecht

Protokollerklärung aller Länder zum  
Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

»Die Länder beabsichtigen, zeitnah die bestehenden Re-
gelungen im Rundfunkstaatsvertrag zur Sicherung der 
Meinungsvielfalt im Fernsehen und zum Medienkonzen-
trationsrecht zu überprüfen. In diese Prüfung sollen auch 
Regelungen einbezogen werden, die insbesondere in 
Ländern ohne regionale Fenster zur Vielfalt der lokalen 
und regionalen Rundfunkangebote beitragen können.«

Protokollerklärung aller Länder zu § 7 Abs. 7 des 
Rundfunkstaatsvertrages

»Die Länder erwarten von den Rundfunkveranstaltern, 
dass sie mit den Verbänden der werbetreibenden Wirt-
schaft und der Produzenten zu Produktplatzierungen 
 einen verbindlichen Verhaltenskodex vereinbaren.«

Gesetz zu dem Staatsvertrag  
zur Ausführung von Artikel 91 c GG

Vom 16. März 2010

Der Landtag hat am 10. März 2010 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zu dem Staatsvertrag zur Ausführung  
von Artikel 91 c GG

Dem vom Land Baden-Württemberg am 10. November 
2009 unterzeichneten Vertrag über die Errichtung des  
IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zusam-
menarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in 
den Verwaltungen von Bund und Ländern – Vertrag zur 
Ausführung von Artikel 91 c GG (Staatsvertrag zur Aus-

3. In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort »Teleshop-
ping« die Wörter »und Sponsoring« eingefügt.

Artikel 3

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 und 2 geänderten 
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. 
Sind bis zum 31. März 2010 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staats ver-
trag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
Rundfunkstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 
und 2 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 10. November 2009
Günther H. Oettinger

Für den Freistaat Bayern:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Horst Seehofer

Für das Land Berlin:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 4. November 2009
M. Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Ole von Beust

Für das Land Hessen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
R. Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Jürgen Rüttgers
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die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und der Freistaat Thüringen

sowie die 

Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren »der Bund« 
genannt) 
(im Folgenden »Vertragspartner«)

sehen übereinstimmend die wachsenden Herausforde-
rungen als Folge der Entwicklungen in der Informations-
technik. Der reibungslose und sichere Betrieb infor-
mationstechnischer Systeme stellt eine wesentliche 
Anforderung an die Aufrechterhaltung geordneter Ab-
läufe in den Verwaltungen der Vertragspartner dar. 

Der Bund und die Länder haben mit der Erarbeitung  
des im Anhang zu diesem Vertrag wiedergegebenen »Ge-
mein samen Grundverständnis der technischen und orga-
ni satorischen Ausgestaltung der Bund-Länder-Zusam-
men arbeit bei dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung« 
die Grundlage für ein neues System der Bund-Länder- 
IT-Koordinierung erarbeitet und in die Beratungen der 
Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-
Finanzbe ziehungen (Föderalismuskommission II) einge-
bracht (Arbeitsunterlage AG 3 – 08). Hieraus hat die 
 Föderalismuskommission II mit Artikel 91 c des Grund-
gesetzes eine Grundlage für die IT-Koordinierung von 
Bund und Ländern entwickelt und beschlossen.

Die Vertragspartner treffen daher auf der Grundlage des 
Artikel 91 c des Grundgesetzes

–  zur Einrichtung und Regelung der Arbeitsweise eines 
IT-Planungsrats als Steuerungsgremium der allgemei-
nen IT-Kooperation nach Artikel 91 c Absatz 1 und 
Absatz 2 des Grundgesetzes,

–  zu Planung, Errichtung, Betrieb und Weiterentwick-
lung von informationstechnischen Infrastrukturen, 
ins besondere auch zur Verbindung der informations-
technischen Netze von Bund und Ländern nach Maß-
gabe des gemäß Artikel 91 c des Grundgesetzes erlas-
senen Bundesgesetzes, sowie

–  zum Verfahren nach Artikel 91 c Absatz 2 des Grund-
gesetzes zur Festlegung von IT-Standards und IT-Si-
cherheitsanforderungen, soweit dies der zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendige Datenaustausch erfordert,

folgende Vereinbarung:

führung von Artikel 91 c GG) zwischen der Bundesrepub-
lik Deutschland, dem Land Baden-Württemberg, dem 
Frei staat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Branden-
burg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und 
Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, 
dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land 
Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem 
Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der Staatsvertrag 
wird nach stehend veröffentlicht. 

Artikel 2

Inkrafttreten, Bekanntmachungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

(2) Der Tag, an dem die Vorschriften des Staatsvertrags 
zur Ausführung von Artikel 91 c GG nach seinem § 7 
Abs. 1 Satz 1 in Kraft treten, ist im Gesetzblatt bekannt 
zu geben. Für den Fall, dass der Staatsvertrag nach sei-
nem § 7 Abs. 1 Satz 2 gegenstandslos wird oder nach sei-
nem § 7 Abs. 2 außer Kraft tritt, ist dies im Gesetzblatt 
bekannt zu geben.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. März 2010

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner

Vertrag über die Errichtung des  
IT-Planungsrats und über die Grundlagen 

der Zusammenarbeit beim Einsatz  
der Informationstechnologie in den 

Verwaltungen von Bund und Ländern – 
Vertrag zur Ausführung von Artikel 91 c GG

Präambel

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,
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bestimmt ist, der Zustimmung des Bundes und einer 
Mehrheit von 11 Ländern, welche mindestens zwei Drit-
tel ihrer Finanzierungsanteile nach dem Königsteiner 
Schlüssel abbildet. ²Empfehlungen für die öffentliche 
Ver waltung kann der IT-Planungsrat mit einfacher Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder aussprechen.

(8) ¹Der IT-Planungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
²Darin sind insbesondere Regelungen vorzusehen, die 
 sicherstellen, dass, sofern erforderlich, eine Kabinetts-
behandlung oder andere notwendige Abstimmungen 
über einen im IT-Planungsrat vorgesehenen Beschluss 
recht zeitig durchgeführt werden können.

§ 2

Geschäftsstelle

(1) ¹Zur organisatorischen Unterstützung des IT-Pla-
nungs rats sowie etwaiger Arbeitsgruppen und Beiräte 
wird beim Bundesministerium des Innern eine Geschäfts-
stelle eingerichtet. ²Die Finanzierung der Geschäftsstelle 
tragen zur Hälfte der Bund, zur Hälfte die Länder nach 
dem Königsteiner Schlüssel.

(2) Die Geschäftsstelle koordiniert die Veröffentlichung 
von Entscheidungen des IT-Planungsrats und deren Ver-
breitung.

(3) Die Geschäftsstelle betreibt ein elektronisches Infor-
mationssystem für die Aufgaben aus diesem Vertrag und 
der auf seiner Grundlage getroffenen Vereinbarungen so-
wie zur Entgegennahme und Weiterleitung von Informa-
tionen nach § 5 des Vertrages an die Vertragspartner.

(4) Der Geschäftsstelle können weitere Aufgaben durch 
Beschluss des IT-Planungsrats übertragen werden.

A B S c H N I T T  I I

Gemeinsame Standards und 
 Sicherheitsanforde rungen, Informationsaustausch

§ 3

Festlegung von IT-Interoperabilitäts- und  
IT-Sicherheitsstandards

(1) ¹Für den im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung not-
wendigen Austausch von Daten zwischen dem Bund und 
den Ländern sollen gemeinsame Standards für die auszu-
tauschenden Datenobjekte, Datenformate und Standards 
für Verfahren, die zur Datenübertragung erforderlich 
sind, sowie IT-Sicherheitsstandards festgelegt werden. 
²Hierbei ist vorrangig auf bestehende Marktstandards ab-
zustellen.

(2) ¹Beschlüsse über Standards im Sinne des Absatz 1 
werden vom IT-Planungsrat mit der Zustimmung des 
Bundes und einer Mehrheit von elf Ländern, welche 
mindestens zwei Drittel ihrer Finanzierungsanteile nach 
dem Königsteiner Schlüssel abbildet, gefasst, soweit dies 

A B S c H N I T T  I

Der IT-Planungsrat

§ 1

Einrichtung, Aufgaben, Beschlussfassung

(1) ¹Der Planungsrat für die IT-Zusammenarbeit der 
 öffentlichen Verwaltung zwischen Bund und Ländern 
(IT-Planungsrat):

1. koordiniert die Zusammenarbeit von Bund und Län-
dern in Fragen der Informationstechnik; 

2. beschließt fachunabhängige und fachübergreifende  
IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards;

3. steuert die Projekte zu Fragen des informations- und 
kommunikationstechnisch unterstützten Regierens 
und Verwaltens (E-Government-Projekte), die dem  
IT-Planungsrat zugewiesen werden;

4. übernimmt die in § 4 dieses Vertrages genannten Auf-
gaben für das Verbindungsnetz nach Maßgabe des dort 
angeführten Gesetzes.

²Der IT-Planungsrat berichtet grundsätzlich an die Kon-
ferenz des chefs des Bundeskanzleramtes mit den chefs 
der Staats- und Senatskanzleien. ³Er vereint die bishe-
rigen Gremien und Untergremien der gemeinsamen  
IT-Steuerung.

(2) ¹Dem IT-Planungsrat gehören als Mitglieder an:

1. der Beauftragte der Bundesregierung für Informations-
technik,

2. jeweils ein für Informationstechnik zuständiger Ver-
treter jedes Landes.

²Der Bund und die Länder stellen sicher, dass ihre Ver-
treter über die erforderliche Entscheidungskom petenz 
verfügen. ³Drei Vertreter der Gemeinden und Ge meinde-
verbände, die von den kommunalen Spitzenverbänden 
auf Bundesebene entsandt werden, sowie der Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit können an den Sitzungen des IT-Planungsrats 
beratend teilnehmen.

(3) ¹Den Vorsitz im IT-Planungsrat übernehmen im jähr-
lichen Wechsel der Bund und die Länder. ²Die Länder 
regeln die Reihenfolge ihres Vorsitzes untereinander.

(4) Der IT-Planungsrat tagt mindestens zweimal im Jahr 
oder auf Antrag des Bundes oder dreier Länder.

(5) ¹Der IT-Planungsrat entscheidet durch Beschluss 
oder Empfehlung. ²Er entscheidet auf Antrag des Bundes 
oder dreier Länder. ³Entscheidungen des IT-Planungs rats 
werden im elektronischen Bundesanzeiger veröffent-
licht.

(6) Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachminis-
terkonferenz, soweit deren Fachplanungen von seinen 
Entscheidungen betroffen werden. 

(7) ¹Beschlüsse des IT-Planungsrats bedürfen, soweit in 
diesem Vertrag oder durch Gesetz nicht etwas anderes 
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§ 7

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung

(1) Dieser Vertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. Sind 
bis zum 31. März 2010 nicht mindestens dreizehn Rati-
fikationsurkunden bei dem der Ministerpräsidentenkon-
ferenz vorsitzenden Land hinterlegt, wird der Vertrag 
gegenstandslos.

(2) ¹Der Vertrag tritt außer Kraft, wenn die Zahl der Ver-
tragspartner zehn unterschreitet. ²Für diesen Fall enden 
seine Wirkungen mit dem Ablauf der Kündigungsfrist 
des zuletzt kündigenden Vertragspartners.

(3) Die in diesem Vertrag vereinbarten Abstimmungs-
mechanismen lösen die bisherigen Gremien:

1. »Arbeitskreis der Staatssekretäre für E-Government in 
Bund und Ländern« (St-Runde Deutschland Online) 

2. »Kooperationsausschuss von Bund und Ländern für 
automatisierte Datenverarbeitung« (KoopA ADV) 

sowie deren Untergremien ab und treten in deren Rechts-
nachfolge ein.

(4) ¹Bestehende Vereinbarungen der Beteiligten über  
die gemeinschaftliche Aufgabenerledigung im Bereich 
informationstechnischer Systeme werden von den Be-
stimmungen dieses Vertrages soweit sie diesen nicht wi-
dersprechen nicht berührt. ²Mit dem Außerkrafttreten 
bereits bestehender Vereinbarungen werden die Bestim-
mungen dieses Vertrages auf sie anwendbar.

Für die Bundesrepublik Deutschland
Berlin, den 18. November 2009
gez. Thomas de Maizière

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 10. November 2009
gez. Günther H. Oettinger

Für den Freistaat Bayern
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg
Potsdam, den 4. November 2009
gez. Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Ole von Beust

Für das Land Hessen
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Roland Koch

zum bund-länderübergreifenden Datenaustausch oder 
zur Ver einheitlichung des Datenaustauschs der öffentli-
chen Verwaltung mit Bürgern und Wirtschaft notwendig 
ist. ²Diese Beschlüsse entfalten Bindungswirkung und 
werden vom Bund und den Ländern innerhalb jeweils 
vom IT-Planungsrat festzusetzender Fristen in ihren je-
weiligen Verwaltungsräumen umgesetzt.

(3) ¹Vor einer Beschlussfassung über verbindliche Stan-
dards im Sinne des Absatz 1 wird auf Antrag des Bundes 
oder dreier Länder grundsätzlich der Bedarf für einen 
solchen Beschluss sowie die IT-fachliche Qualität und 
Widerspruchsfreiheit des vorgesehenen Standards durch 
eine vom IT-Planungsrat bestimmte, unabhängige Ein-
richtung geprüft. ²Die Einrichtung kann in ihre Prüfung 
weitere Personen oder Einrichtungen, insbesondere 
Fachleute aus Wirtschaft und Wissenschaft, einbeziehen. 
³Der IT-Planungsrat entscheidet unter Einbeziehung der 
Ergebnisse der Prüfung; er ist dabei nicht an die Ergeb-
nisse der Prüfung gebunden.

§ 4

Aufgaben im Bereich Verbindungsnetz

Der IT-Planungsrat nimmt die Aufgaben des Koordi-
nierungsgremiums nach Maßgabe des aufgrund von 
 Artikel 91 c Absatz 4 Grundgesetz ergangenen Bundes-
gesetzes wahr. 

§ 5

Informationsaustausch

Der Bund und die Länder informieren sich möglichst 
frühzeitig über beabsichtigte Vorhaben zur Einrichtung 
und Entwicklung informationstechnischer Systeme, um 
eine bedarfsgerechte Zusammenarbeit zu ermöglichen.

A B S c H N I T T  I I I

Schlussbestimmungen

§ 6

Änderung, Kündigung

(1) Änderungen dieses Vertrages bedürfen einer einstim-
migen Entscheidung der Vertragspartner.

(2) ¹Dieser Vertrag kann von jedem Vertragspartner unter 
Einhaltung einer zweijährigen Frist zum Jahres ende ge-
kündigt werden. ²Die Kündigung ist durch Kundgabe an 
die Geschäftsstelle für den IT-Planungsrat gegenüber den 
übrigen Vertragspartnern schriftlich zu erklären.

(3) ¹Die Kündigung gilt auch für die auf der Grund- 
lage dieses Vertrages geschlossenen Vereinbarungen. 
²Die Kündigung lässt das Bestehen des Vertrages und der 
auf der Grundlage dieses Vertrages geschlossenen Ver-
einbarungen für die übrigen Vertragspartner vorbehalt-
lich der Regelung des § 7 Absatz 2 unberührt.
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2. Die Länder haben gemeinsam mit dem Bund den 
DOI-Netz e.V. gegründet. Von diesem wird gegenwär-
tig ein Verbindungsnetz vergeben. Diese Lösung soll 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt in die neuen Struktu-
ren überführt werden.

3. Der Bund betreibt gegenwärtig die Neugestaltung sei-
ner IT-Netze in einer modularen Architektur und auf 
der Grundlage eines Transportnetzes auf Basis von 
Dark Fibre. Dies geschieht in ausschließ licher Zustän-
digkeit des Bundes. Unter Nutzung des Transportnet-
zes dieser ohnehin im Aufbau befindlichen bundes-
weiten IT-Netzinfrastruktur kann das Verbindungs netz 
als eigenes VPN (einschließlich Zugangsnetz) reali-
siert werden. Möglich ist außerdem die optionale 
Nutz ung von Diensten aus dem Portfolio (Warenkorb) 
des Projektes »Netze des Bundes«.

4. Der Bund ist die Vergabestelle für das Verbindungs-
netz. Als Vergabestelle ist der Bund für die rechtlich 
korrekte Durchführung der Vergabe inklusive der Wahl 
des Vergabeverfahrens verantwortlich und wird nach 
dem Zuschlag Vertragspartner des Auftragneh mers.

5. Die Vergabeunterlagen werden vom Bund im Be neh-
men mit einem vom IT-Planungsrat eingesetzten Ar-
beitsgremium aus 3 Ländervertretern fertig ge stellt.

6. Zur Beteiligung der Länder werden die Entwürfe  
der Vergabeunterlagen (inklusive Bewertungs matrix) 
rechtzeitig vor der Veröffentlichung (z. B. in soge-
nannten »Leseräumen«¹) zur Einsicht bereit gestellt. 
Dies dient zum einen der Information der Länder über 
die Umsetzung der gemeinsam festgelegten Anforde-
rungen, zum anderen kann so der dort vorhandene 
Sachverstand in die Erstellung der Vergabeunterlagen 
einfließen.

7. Sollten durch Anforderungen des Bundes, die über die 
gemeinsam festgelegten Anforderungen hinausgehen, 
zusätzliche Kosten entstehen, so sind diese vom Bund 
zu tragen. Das Verfahren zur Feststellung der Zusatz-
kosten regelt der IT-Planungs rat².

8. Um auch im laufenden Betrieb eine Beteiligung der 
Länder sicherzustellen, beauftragt der IT-Planungs rat 
das dreiköpfige Arbeitsgremium damit, die Inte ressen 
der Länder bei der Steuerung des Betriebs einzu-
bringen. Dies betrifft insbesondere grundsätz lichere 
Fragen der Steuerung. Operative Fragen (z. B. die Be-
stellung eines neuen Anschlusses, die Veränderung 
 einer Anschlussklasse, die Zubuchung eines optiona-
len Dienstes etc.) werden hingegen über dafür ge-
schaffene Prozesse abgewickelt.

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Dr. Jürgen Rüttgers

Für das Land Rheinland-Pfalz
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Kurt Beck

Für das Saarland
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Prof. Dr. Wolfgang Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein
Mainz, den 30. Oktober 2009
gez. Peter Harry carstensen

Für den Freistaat Thüringen
Erfurt, den 20. November 2009
gez. christine Lieberknecht

Anhang

»Gemeinsames Grundverständnis der 
technischen und organisatorischen Ausgestaltung 

der Bund-Länder-Zusammenarbeit bei  
dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung«

A. Verbindungsnetz

1. Bund und Länder tragen gemeinsam die Verantwor-
tung für ein künftiges Verbindungsnetz.

a) Gemeinsam werden festgelegt:

 –  die Anforderungen (z. B. hinsichtlich Daten-
schutz, Sicherheit), die vom Verbindungsnetz zu 
erfüllen sind,

 –  die anzubietenden Anschlussklassen (inklusive 
beispielsweise Bandbreiten, Verfügbarkeiten),

 –  das Minimum anzubietender Dienste,

 –  die Anschlussbedingungen,

 –  die Kostenhöhe und -verteilung,

 –  das Verfahren bei Eilentscheidungen.

b) In diesem Rahmen betreibt der Bund das Ver-
bindungsnetz und setzt dabei die gemeinsamen 
Fest legungen um.

¹  »Leseräume« stellen angesichts der Zahl der Beteiligten sicher, dass 
die vertraulichen Dokumente nicht vor der Veröffentlichung bekannt 
werden und so das Vergabeverfahren gefährden.

²  Das Antragsrecht zur Durchführung dieses Verfahrens haben der 
Bund oder drei Länder.
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Ländern innerhalb von je weils vom IT-Planungsrat 
festzusetzenden Fristen in ihren jeweiligen Verwal-
tungsräumen umgesetzt wird.

7. Der IT-Planungsrat beteiligt die jeweilige Fachminis-
terkonferenz, soweit deren Fachplanungen be trof fen 
sind.

8. Vor der Beschlussfassung im IT-Planungsrat stimmen 
die Vertreter von Bund und Ländern die zu fassenden 
Beschlüsse innerhalb ihrer Regierung ab bzw. führen 
– soweit erforderlich – eine Befassung des jeweiligen 
Kabinetts herbei.

9. Vor einer Beschlussfassung über verbindliche Stan-
dards wird grundsätzlich der Bedarf für einen solchen 
Beschluss sowie die IT-fachliche Qualität und Wider-
spruchsfreiheit des vorgesehenen Standards durch 
eine vom IT-Planungsrat bestimmte unabhängige Ein-
richtung geprüft, diese kann in ihre Prüfung Wirtschaft 
und Wissenschaft einbeziehen. Der IT-Planungsrat 
entscheidet unter Einbeziehung der Ergebnisse der 
Prüfung; er ist dabei nicht an die Ergebnisse der Prü-
fung gebunden.

Gesetz zur Änderung des Gesetzes  
über die Rechtsstellung und  
Finanzierung der Fraktionen  

im Landtag von Baden-Württemberg

Vom 16. März 2010

Der Landtag hat am 11. März 2010 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Fraktionsgesetzes

Das Gesetz über die Rechtsstellung und Finanzierung 
der Fraktionen im Landtag von Baden-Württemberg 
vom 12. Dezember 1994 (GBl. S. 639), geändert durch 
Gesetz vom 20. November 2001 (GBl. S. 605), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden Satz 1 folgende Sätze angefügt:

 »Fraktionen sind als ständige und unabhängige 
Gliederungen des Landtags notwendige Einrich-
tungen des Verfassungslebens. Als Teil des Land-
tags sind sie unmittelbar Adressat der politischen 
Willensbildung der Bürgerinnen und Bürger und 
zugleich selbst maßgeblicher Faktor des politisch-
parlamentarischen Willensbildungsprozesses.« 

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

 »(2) Fraktionen sind mit eigenen Rechten und 
Pflichten ausgestattet. Sie unterstützen ihre Mit-
glieder, ihre parlamentarische Tätigkeit auszuüben 

B. IT-Steuerung

1. Ein neues System der IT-Koordinierung von Bund und 
Ländern soll die bisherigen Gremien »Arbeits kreis der 
Staatssekretäre für E-Government in Bund und Län-
dern« (St-Runde Deutschland-Online) sowie »Koope-
rationsausschuss von Bund und Ländern für automa-
tisierte Datenverarbeitung« (KoopA ADV) sowie alle 
Untergremien ablösen.

2. Die dauerhafte neue Struktur besteht aus einem 
 »IT-Planungsrat«, in dem der Beauftragte der Bundes-
regierung für Informationstechnik, die für IT zu stän-
digen Vertreter der Länder, Vertreter der drei kom-
munalen Spitzenverbände (ohne Stimmrecht) und der 
Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit (ohne Stimmrecht) vertreten sind. Der IT-Pla-
nungsrat berichtet an die Konferenz der Regierungs-
chefs von Bund und Ländern.

3. Den Vorsitz übernehmen im jährlichen Wechsel Bund 
und Länder. Die Länder regeln die Rotation des Vor-
sitzes untereinander.

4. Die bisherige Geschäftsstelle Deutschland-Online im 
Bundesministerium des Innern wird Geschäfts stelle 
des IT-Planungsrates. Die Finanzierung der Geschäfts-
stelle übernimmt zur Hälfte der Bund, zur Hälfte über-
nehmen sie die Länder nach dem Königsteiner Schlüs-
sel.

5. Der IT-Planungsrat hat folgende Aufgaben:

a) Koordinierung der Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern in Fragen der Informationstechnik,

b) Beschlussfassung über fachunabhängige oder fach-
übergreifende IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicher-
heitsstandards,

c) Steuerung von E-Government-Projekten, die dem 
IT-Planungsrat von der Konferenz der Regierungs-
chefs von Bund und Ländern zu gewiesen werden,

d) Planung und Weiterentwicklung des Ver bin dungs-
netzes inklusive gemeinsamer Festlegung ge mäß 
Ziffer A. 1 a) und überwachung der Umsetzung der 
ge meinsamen Festlegungen,

e) Einsetzen eines Arbeitsgremiums zur Befassung 
mit Vergabeunterlagen (Einzelheiten unter A. 6) 
und grundsätzlicher Steuerung (A. 9).

6. IT-Interoperabilitäts- und IT-Sicherheitsstandards

 –  werden vom IT-Planungsrat mit einfacher Mehrheit 
als Empfehlung für die öffentliche Verwaltung be-
schlossen;

 –  werden vom IT-Planungsrat mit noch auszu-
gestaltender, qualifizierter Mehrheit beschlos sen, 
soweit sie zum bund-länderübergreifenden Daten-
austausch oder zur Vereinheitlichung des Daten-
austausches der öffentlichen Verwaltung mit Bür-
gern und Wirtschaft erforderlich sind; sie entfalten 
Bindungswirkung, welche vom Bund und von den 
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Verordnung der Landesregierung  
zur Änderung der 

Subdelegationsverordnung Justiz

Vom 1. März 2010 

Auf Grund von 

1. § 814 Abs. 3 Satz 2 der Zivilprozessordnung in der 
Fassung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3205), 
eingefügt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2474),

2. § 979 Abs. 1 b Satz 2 Halbsatz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs in der Fassung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 
S. 45), eingefügt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2476),

3. § 387 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren  
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2587) 

wird verordnet:

Artikel 1

Die Subdelegationsverordnung Justiz vom 7. September 
1998 (GBl. S. 561), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29. Juni 2009 (GBl. S. 270), wird wie folgt geändert:

§ 2 wird wie folgt geändert:

1. Nummer 3 a wird wie folgt geändert:

a) In der Eingangsformel wird nach der Angabe  
»§ 376 Abs. 2 Satz 2« die Angabe »und § 387 Abs. 1 
Satz 2« eingefügt.

b) Bei den übertragenen Ermächtigungen wird nach 
der Angabe »§ 376 Abs. 2 Satz 1« die Angabe »und 
§ 387 Abs. 1 Satz 1« eingefügt.

2. Nummer 7 wird wie folgt geändert:

a) In der Eingangsformel werden die Worte »des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (BGB) in der Fassung vom 
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 45)« durch die Worte  
», § 979 Abs. 1 b Satz 2 Halbsatz 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs (BGB) in der Fassung vom 
2. Januar 2002 (BGBl. I S. 45), eingefügt durch 
 Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2474, 2476),« ersetzt.

b) Bei den übertragenen Ermächtigungen wird nach 
der Angabe »§ 79 Abs. 5 Satz 3« die Abkürzung 
»BGB« gestrichen und die Angabe », § 979 Abs. 1 b 
Satz 1 BGB, soweit der Geschäftsbereich des 
 Justizministeriums betroffen ist,« eingefügt. 

3. Nummer 9 wird wie folgt geändert:

a) In der Eingangsformel wird die Angabe », § 125 
Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung mit § 147 Abs. 1 
Satz 1, § 159 Abs. 1 Satz 1 und § 160 b Abs. 1  
Satz 2« gestrichen.

b) Bei den übertragenen Ermächtigungen wird die 
Angabe », § 125 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung 

und zur Verfolgung gemeinsamer Ziele aufeinander 
abzustimmen. Fraktionen wirken unmittelbar auf 
den politisch-parlamentarischen Willensbildungs-
prozess ein, indem sie eigene Standpunkte formu-
lieren und Initiativen und Konzepte entwickeln und 
umsetzen. Sie können mit Fraktionen anderer Par-
lamente zusammenarbeiten und regionale, über-
regionale sowie internationale Kontakte pflegen.«

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

 »(3) Zu den Aufgaben der Fraktionen gehört die 
 eigenständige Öffentlichkeitsarbeit. Sie dient der 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über die parla-
mentarische Arbeit der Fraktionen, der Vermittlung 
ihrer politischen Standpunkte und dem Dialog mit 
den Bürgerinnen und Bürgern über parlamen-
tarische Fragen. Die Fraktionen sind im Rahmen 
der zulässigen Aufgabenwahrnehmung in der 
 Entscheidung über die geeigneten Mittel, Formen 
und Örtlichkeiten ihrer Öffentlichkeitsarbeit frei. 
Die Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen unterliegt 
nicht dem Gebot der politischen Neutralität. Die 
Urheberschaft der Fraktion muss erkennbar sein.«

d) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden zu Absät-
zen 4 bis 6.

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

 In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort »Zwecke« 
die Worte »und Aufgaben« eingefügt. 

3. In § 9 erhält Satz 5 folgende Fassung:

 »Die Erforderlichkeit der Wahrnehmung politischer 
Aufgaben und deren Zweckmäßigkeit sind nicht Ge-
genstand der Prüfung.«

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 16. März 2010

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz
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Artikel 2

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 16. März 2010

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

Bekanntmachung der Landesregierung  
zur Änderung der Bekanntmachung  

über die Abgrenzung der Geschäftsbereiche 
der Ministerien

Vom 16. März 2010 

Auf Grund von Artikel 45 Abs. 3 der Verfassung des Lan-
des Baden-Württemberg vom 11. November 1953 (GBl. 
S. 173), geändert durch Gesetz vom 17. November 1970 
(GBl. S. 492), wird mit Zustimmung des Landtags Fol-
gendes bestimmt:

Artikel 1

Artikel 1 der Bekanntmachung der Landesregierung über 
die Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien 
vom 24. Juli 2001 (GBl. S. 590), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 4. Juli 2006 (GBl. S. 219), wird 
wie folgt geändert:

1. Abschnitt I wird wie folgt geändert:

a) Nummer 4 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Nummern 5 bis 15 werden die 
Nummern 4 bis 14. 

c) Nach Nummer 14 wird folgende überschrift einge-
fügt:

 »Bundes-, Europa- und internationale Angelegen-
heiten«.

d) Nach der überschrift »Bundes-, Europa- und inter-
nationale Angelegenheiten« werden folgende 
Nummern 15 bis 20 eingefügt:

 »15.  Allgemeine Beziehungen zum Bund und zu 
den anderen Ländern;

 »16.  Fragen in Bezug auf die Europäische Union;

 »17.  Vertretung des Landes beim Bund;

 »18.  Vertretung des Landes bei der Europäischen 
Union;

 »19.  Internationale Zusammenarbeit;

 »20.  Grenzüberschreitende Zusammenarbeit.«

mit § 147 Abs. 1 Satz 1, § 159 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 160 b Abs. 1 Satz 2« gestrichen.

4. Nummer 33 wird wie folgt geändert:

a) In der Eingangsformel werden nach der Angabe  
»§ 703 d Abs. 2 Satz 2,« die Angabe »§ 814 Abs. 3 
Satz 2,« eingefügt und die Worte »vom 12. Septem-
ber 1950 (BGBl. I S. 535), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. November 2003 
(BGBl. I S. 2166)« durch die Worte »vom 5. De-
zember 2005 (BGBl. I S. 3205), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2474)« ersetzt. 

b) Bei den übertragenen Ermächtigungen wird nach 
der Angabe 

 »in Verbindung mit § 689 Abs. 3 Satz 1,« die 
 Angabe »§ 814 Abs. 3 Satz 1,« eingefügt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 1. März 2010 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Stächele Pfister

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

  Prof’in Dr. Ammicht Quinn

Beschluss der Landesregierung  
zur Änderung der Geschäftsordnung  

der Regierung  
des Landes Baden-Württemberg

Vom 16. März 2010

Der Ministerrat hat die folgende Änderung der Ge-
schäftsordnung der Regierung des Landes Baden-
Württemberg beschlossen:

Artikel 1

Die Geschäftsordnung der Regierung des Landes Baden-
Württemberg vom 6. März 2007 (GBl. S. 185), geändert 
durch Artikel 1 des Beschlusses vom 18. August 2009 
(GBl. S. 454), wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 2 werden die Worte »des Staatsministeriums 
und für europäische Angelegenheiten« durch die Worte 
»für Europa-Angelegenheiten« ersetzt.
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h) Die Nummer 10 erhält folgende Fassung:

 10.  Wohlfahrtspflege, soziale Grundsicherung, Poli-
tik für die ältere Generation, Pflege, soziale Be-
rufe, Unterhaltssicherung, Sammlungswesen;«.

i) Die Nummer 11 erhält folgende Fassung:

 »11.  chancengleichheit für Frauen und Männer, 
Familienpolitik.«.

6. Abschnitt X wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift erhält folgende Fassung:

 »X. Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Ver-
kehr (UVM)«.

b) Die Nummer 1 erhält folgende Fassung:

 »1.  Grundsatzfragen der Umweltpolitik, Nachhal-
tigkeit, Umweltrecht, Koordinierung des Um-
weltschutzes (Land und Bund), internationaler 
Umweltschutz;«.

c) Die Nummer 3 erhält folgende Fassung:

 »3.  Klimaschutz einschließlich Energieeffizienz, 
Klimawandel, Geothermie und Altbaumoderni-
sierung;«.

d) Die Nummer 9 erhält folgende Fassung:

 »9.  Immissionsschutz, technischer Umweltschutz, 
technischer Arbeitsschutz und Sicherheit 
 technischer Arbeitsmittel, Sprengstoffwesen, 
überwachungsbedürftige Anlagen nach dem 
Gerätesicherheitsgesetz, Marktüberwachung, 
Gewerbeaufsicht (ohne sozialen Arbeitsschutz 
und Medizinprodukte);«.

e) Nach Nummer 10 werden folgende Nummern 11 
bis 13 angefügt: 

 »11.  Naturschutz und Landschaftspflege (ein-
schließlich Biotopvernetzung und Aus-
gleichsleistungen), Biotop- und Artenschutz 
als oberste Naturschutzbehörde, Stiftung Na-
turschutzfonds;

 »12. Verkehr;

 »13. Straßenwesen.«.

Artikel 2

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. März 
2010 in Kraft. 

stuttgart, den 16. März 2010 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

2. Abschnitt III wird wie folgt geändert:

a) Die Nummer 9 erhält folgende Fassung:

 »9.  Katastrophenschutz, Notfallvorsorge, Zivile 
Verteidigung und Angelegenheiten der Streit-
kräfte (ohne Verteidigungslasten und Liegen-
schaftsfragen);«.

b)  Die Nummern 15 und 16 werden gestrichen.

c) Die bisherige Nummer 17 wird Nummer 15.

3. Abschnitt VII wird wie folgt geändert:

 Die Nummer 14 erhält folgende Fassung:

 »14.  Bau- und Wohnungswesen einschließlich Bau-
aufsicht sowie Marktüberwachung für Baupro-
dukte, baulicher Wärmeschutz, Städtebaurecht, 
Städtebauliche Erneuerung;«.

4. Abschnitt VIII wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift erhält folgende Fassung:

 »VIII. Ministerium für Ländlichen Raum, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz (MLR)«.

b) Nummer 5 wird gestrichen.

c) Die bisherigen Nummern 6 bis 14 werden die 
Nummern 5 bis 13.

5. Abschnitt IX wird wie folgt geändert:

a) Die überschrift erhält folgende Fassung:

 »IX. Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familien und Senioren (Sozialministerium; SM)«.

b) Die Nummer 2 erhält folgende Fassung:

 »2.  Arbeitsmarkt, Berufsbildung behinderter Men-
schen, Berufsbildung in der Hauswirtschaft, 
Heimarbeit;«.

c) Die Nummer 5 erhält folgende Fassung:

 »5.  Sozialstruktur und Sozialplanung, gesellschaft-
licher und demographischer Wandel;«.

d) Die Nummer 6 erhält folgende Fassung:

 »6.  Soziales Entschädigungsrecht, Rehabilitation 
und Teilhabe behinderter Menschen;«.

e) Die Nummer 7 erhält folgende Fassung:

 »7.  Sozialversicherung einschließlich der land-
wirtschaftlichen Sozialversicherung, Alterssi-
cherung der Selbständigen, Aufsicht über Ein-
richtungen und Träger der Sozialversicherung, 
berufliche Bildung in der Sozialversicherung, 
Sozialmedizin;«.

f) Die Nummer 8 erhält folgende Fassung:

 »8.  Gesundheitswesen und Krankenhausplanung 
und -finanzierung;«.

g) Die Nummer 9 erhält folgende Fassung:

 »9.  Kinder- und Jugendhilfe, Jugendarbeit, Jugend-
verbände, Jugendfürsorge, Kinder- und Jugend-
schutz;«.
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1. § 5 erhält folgende Fassung:

 »§ 5

 Schwebsätze

 (1) Ein Patentinhaber darf im verankerten Schwebsatz 
in der Zeit vom 10. Januar, 12.00 Uhr, bis 31. März, 
12.00 Uhr, höchstens vier Netze verwenden. Ein Netz 
darf die Mindestmaschenweite von 38 mm, drei Netze 
müssen eine Mindestmaschenweite von 40 mm auf-
weisen. Diese sind zu einem Satz zu verbinden und an 
beiden Enden zu verankern. Sie dürfen an Sonn- und 
Feiertagen nicht gehoben werden. Zwischen veranker-
ten Schwebsätzen sowie zu Spann- und Forellensätzen 
ist ein Abstand von mindestens 200 m einzuhalten.

 (2) Ein Patentinhaber darf im freitreibenden Schweb-
satz verwenden

 1.  in der Zeit vom 31. März, 12.00 Uhr, bis zum 
1. Mai, 12.00 Uhr, bis zu zwei Netze mit mindes-
tens 38 mm Maschenweite und zwei Netze mit 
mindestens 40 mm Maschenweite,

 2.  in der Zeit vom 1. Mai, 12.00 Uhr, bis 1. Juli, 12.00 
Uhr, bis zu drei Netze mit mindestens 40 mm Ma-
schenweite und ein Netz mit mindestens 38 mm 
Maschenweite,

 3.  in der Zeit vom 1. Juli, 12.00 Uhr, bis zum 15. Ok-
tober, 12.00 Uhr, bis zu vier Netze mit mindestens 
40 mm Maschenweite.

 Die Netze sind jeweils zu einem Satz zu verbinden.

 (3) Die Anfänge der Netze in Schwebsätzen sind als 
solche zu kennzeichnen.

 (4) Für das Schwebnetz gelten folgende Höchst- und 
Mindestmaße:

 1. Fadenstärke mindestens 0,12 mm,

 2. Netzlänge höchstens 120 m,

 3. Netzhöhe höchstens 7 m.

 (5) Freitreibende Schwebsätze dürfen von Montag  
bis Donnerstag, und zwar vom 31. März bis 31. Mai 
und vom 1. Oktober bis 15. Oktober frühestens um 
15.00 Uhr, vom 1. Juni bis 30. September frühestens 
um 17.00 Uhr gesetzt werden. Sie dürfen nur während 
 einer Nacht gesetzt bleiben. Vom 1. Juli bis 15. Sep-
tember muss die Schnurlänge mindestens 5 m be-
tragen.«

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

 »(3) Ein Patentinhaber darf gleichzeitig höchstens 
verwenden:

 1.  vom 10. Januar, 12.00 Uhr, bis 10. Februar, 
sechs Felchennetze,

 2.  vom 10. Februar bis 1. Mai, 12.00 Uhr, und vom 
20. Mai, 12.00 Uhr, bis 15. Oktober, 12.00 Uhr, 
sechs Barsch- oder Felchennetze, wobei Kombi-
nationen bis zur Gesamtanzahl von sechs Net-

Hinweis der Landesregierung  
auf die Änderung  

der Geschäftsbereiche der Ministerien

Vom 16. März 2010

Die Landesregierung hat mit Zustimmung des Landtags 
eine Bekanntmachung über die Abgrenzung der Ge-
schäftsbereiche der Ministerien beschlossen, zu der nach 
§ 9 Abs. 1 des Landesverwaltungsgesetzes in der Fas-
sung vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314) folgender 
Hinweis ergeht: 

Infolge der Entscheidung der Landesregierung, in der 
Abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien 
 Anpassungen vorzunehmen, gehen die in Gesetzen und 
Rechtsverordnungen bestimmten Zuständigkeiten mit 
Wirkung vom 1. März 2010 auf das nach der Neuabgren-
zung jeweils zuständige Ministerium über. 

stuttgart, den 16. März 2010 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Mappus

 Prof. Dr. Goll Rau

 Prof. Dr. Reinhart Rech

 Prof’in Dr. Schick Prof. Dr. Frankenberg

 Köberle Dr. Stolz

 Gönner Drautz

Verordnung des Ministeriums für 
Ernährung und Ländlichen Raum zur 

Änderung der Bodenseefischereiverordnung

Vom 9. Februar 2010

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2, 10, 11 und 15 und § 44 a Abs. 1 
Nr. 3 des Fischereigesetzes für Baden-Württemberg 
vom 14. November 1979 (GBl. S. 466, ber. 1980 
S. 136), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 10. November 2009 (GBl. S.645, 657),

2. § 4 Abs. 1 des Landesverwaltungsgesetzes vom 
14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314):

Artikel 1

Änderung der Bodenseefischereiverordnung

Die Bodenseefischereiverordnung vom 18. Dezember 
1997 (GBl. 1998 S. 32), geändert durch Verordnung vom 
24. April 2007 (GBl. S. 240), wird wie folgt geändert:
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5. § 22 erhält folgende Fassung:

 »§ 22

 Laichfischfang auf andere Fische

 In der Schonzeit gefangene laichreife Forellen sowie 
das Fortpflanzungsmaterial der während der Schonzeit 
gefangenen Felchen sind der vom staatlichen Fischerei-
aufseher bestimmten Fischbrutanstalt zu übergeben. 
Nach der Gewinnung des Fortpflanzungsmaterials  
sind die gefangenen Fische dem Fischereiausübenden 
zurückzugeben.«

6. § 25 erhält folgende Fassung:

 »§ 25

 Befreiungen, sonstige Einzelanordnungen

 (1) Die Fischereibehörde kann im Einzelfall zu 
 wissenschaftlichen, fischereiwirtschaftlichen oder seu-
chenhygienischen Zwecken, für fischereiliche Hege-
maßnahmen oder zur Gewinnung von Fortpflanzungs-
material für die Fischzucht Befreiung von den §§ 2 bis 
14, 16, 17, 19 Abs. 2, §§ 20, 21, und 22 erteilen.

 (2) Zur Durchführung von Rechtsakten der Euro-
päischen Union auf dem Gebiet der Binnenfischerei 
und von Beschlüssen der Internationalen Bevollmäch-
tigtenkonferenz für die Bodenseefischerei kann die 
Fischereibehörde durch befristete Einzelanordnung 
die Ausübung des Fischfangs abweichend von dieser 
Verordnung regeln, beschränken oder untersagen.

 (3) Die Fischereibehörde regelt die Verwendung von 
zulässigen Fanggeräten und deren Anzahl nach den 
§§ 2 bis 11 bei Alterspatentinhabern durch Einzel-
anordnung.«

7. Die Anlage erhält folgende Fassung:
 »Anlage
 (Zu § 3 Abs. 4)

 Tabelle zur Berechnung der Netzhöhe
 nach Anzahl der Maschen

Netzhöhe Maschenweite Anzahl der 
höchstens in mm Maschen

2 m  28   40
  32   34
  38   28
  41   26
  42   26
  44   25
  47   23
  50   22
  53   21
  56   20
  59   19
  62   18
  65   17
  68   16
  74   15
  80   14

zen möglich sind; vom 15. Oktober, 12.00 Uhr, 
bis 14. November, 12.00 Uhr, dürfen nur Barsch-
netze gesetzt werden,

 3.  vom 10. Januar, 12.00 Uhr, bis 15. Juli, 12.00 
Uhr, und vom 15. September, 12.00 Uhr, bis 
14. November, 12.00 Uhr, vier Hecht-/Zander-
netze, die vom 1. April, 12.00 Uhr, bis 31. Mai, 
12.00 Uhr, nur auf der Halde verwendet werden 
dürfen,

 4.  vier Brachsennetze, die vom 1. April, 12.00 Uhr, 
bis zum 31. Mai, 12.00 Uhr, nur auf der Halde, 
vom 1. Juni bis 14. November, auf der Halde 
und im  Hohen See und vom 14. November, 
12.00 Uhr, bis zum 10. Januar, 12.00 Uhr, nur im 
Hohen See verwendet werden dürfen.«

b) In Absatz 4 Nr. 2 wird die Angabe »1. Mai« durch 
die Angabe »21. Mai« ersetzt.

c) Absatz 6 Satz 2 erhält folgende Fassung:

 »Sie dürfen an Sonn- und Feiertagen nicht gehoben 
werden.«

3. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

 »(1) Für die nachgenannten Fischarten gelten fol-
gende Schonzeiten und Mindestmaße:

Fischart Schonzeit Mindestmaß

Alle Felchenarten 15. Oktober  30 cm 
 bis 10. Januar

Äsche 1. Februar 30 cm 
 bis 30. April

Regenbogenforelle keine –

See-/Bachforelle 1. November 50 cm 
 bis 10. Januar

Seesaibling (Rötel) 1. November 25 cm 
 bis 31. Dezember

Zander 1. April 40 cm 
 bis 31. Mai

Barsch 1. Mai bis 20. Mai –

Karpfen keine 25 cm

Schleie keine 20 cm

Aal keine 50 cm

Hecht keine – «.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

 »(4) Gefangene Kaulbarsche und Hechte sind an-
zulanden.«

4. § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

 »1.  die zulässige Zahl der Netze (§ 5 Abs. 1 und 2, § 6 
Abs. 1, § 8 Abs. 3 Nr. 1) verändern,«.
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Verordnung des Ministeriums  
für Ernährung und Ländlichen Raum  

zur Änderung der 
Landesfischereiverordnung¹

Vom 9. Februar 2010

Auf Grund von § 31 Abs. 2 Satz 2, § 36 Abs. 2, § 44 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 10 sowie Abs. 3, §§ 44 a und 49 
Abs. 2 des Fischereigesetzes für Baden-Württemberg 
(FischG) vom 14. November 1979 (GBl. S. 466, ber. 
1980 S. 136), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 10. November 2009 (GBl. S. 645, 657), wird, 
hinsichtlich § 36 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium, verordnet:

Artikel 1

Änderung der Landesfischereiverordnung

Die Landesfischereiverordnung vom 3. April 1998 (GBl. 
S. 252), zuletzt geändert durch Artikel 114 des Gesetzes 
vom 1. Juli 2004 (GBl. S. 469, 531), wird wie folgt ge-
ändert:

 1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

Netzhöhe Maschenweite Anzahl der 
höchstens in mm Maschen

  86   13
  92   12
  98   11

4 m  80   27
 100   22
 110   20
 120   18

5 m  70   39
  75   36
  80   34

7 m  38   98
  40   92
  44   85

  46   81«.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 9. Februar 2010 Hauk

 »(1) Für die nachgenannten Fisch- und Krebs arten gelten folgende Schonzeiten und Mindestmaße:

Tierart Schonzeit Mindestmaß (cm)

Seeforelle (Salmo trutta f. lacustris L) 1. Oktober bis 28. Februar 50

Bach-/Flussforelle (Salmo trutta f. fario L) 
– im Hochrhein 1. Oktober bis 28. Februar 35 
– in Fließgewässern oberhalb 800 m ü. N. N. 1. Oktober bis 28. Februar 20 
– im übrigen 1. Oktober bis 28. Februar 25

Regenbogenforelle (Oncorhynchus mykiss Walbaum) 1. Oktober bis 28. Februar –

Huchen (Hucho hucho L) 1. Februar bis 31. Mai 70 
(gilt nur in der Donau und ihrem Gewässersystem)

Seesaibling (Salvelinus alpinus L.) 1. Oktober bis 28. Februar 25

Bachsaibling (Salvelinus fontinalis Mitchill) 1. Oktober bis 28. Februar –

Äsche (Thymallus thymallus L.) 1. Februar bis 30. April 30

Felchen (coregonus spec.) 15. Oktober bis 10. Januar 30

Hecht (Esox lucius L.) 15. Februar bis 15. Mai 50

Zander (Sander lucioperca L.) 1. April bis 15. Mai 45

Hecht und Zander im Main 1. Februar bis 30. April 50

Quappe, Trüsche (Lota lota L.) 1. November bis 28. Februar 30

Karpfen (cyprinus caprio L.) keine 35

Schleie (Tinca tinca L.) 15. Mai bis 30. Juni 25

1  Diese Verordnung dient der Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1100/2007 des Rates vom 18. September 2007 mit Maßnahmen zur Wiederauffül-
lung des Bestands des Europäischen Aals (ABl. L 248 vom 22. September 2007, S. 17).



326 GBl. vom 19. März 2010 Nr. 5

ßen. Wer am Prüfungstag das zehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder bei Prüfungsbeginn die 
nach § 16 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Lehrgangsteil-
nahme nicht nachweisen kann, ist zurückzuweisen.

 § 16

 Vorbereitungslehrgang

 (1) Wer die Prüfung ablegen will, hat an dem vom 
Ministerium anerkannten Lehrgang des Landesfi-
schereiverbandes zur Vorbereitung auf die Fischer-
prüfung teilzunehmen. Die Lehrgangsteilnahme 
muss mindestens 30 Stunden dauern und in allen 
Prüfungsgebieten wenigstens die jeweilige Mindest-
stundenzahl umfassen.

 (2) Die Anerkennung des Lehrgangs kann befristet 
oder unbefristet erfolgen, sie ist stets widerruflich. 
Die Anerkennung eines Lehrgangs ist mindestens 
drei Monate vor Lehrgangsbeginn unter Angabe des 
Lehrprogramms zu beantragen.

 § 17

 Durchführung der Fischerprüfung

 (1) Die Prüfung ist eine schriftliche Prüfung. In Aus-
nahmefällen können die Fragen mündlich gestellt 
und beantwortet werden.

 (2) Innerhalb von zwei Stunden sind 60 Fragen aus 
allen in § 14 Abs. 1 genannten Gebieten zu beantwor-
ten. Dabei ist anzugeben, welche der mit den Fragen 
vorgelegten Antworten für richtig gehalten werden.

 (3) Die Prüfungsfragen sind dem mit dem Ministe-
rium abgestimmten Fragenkatalog in der jeweils 
neuesten Fassung zu entnehmen. Wer während der 
Prüfung unerlaubte Hilfsmittel benutzt, kann von der 
Prüfung ausgeschlossen werden. In diesem Fall gilt 
die Prüfung als nicht bestanden.

 (4) Die Prüfung hat bestanden, wer mindestens 45  
der gestellten Fragen und dabei mindestens die 
Hälfte aus jedem Sachgebiet richtig beantwortet hat.

 (5) Nach bestandener Prüfung erhält der Bewerber 
vom Landesfischereiverband ein Zeugnis. Hat er die 
Prüfung nicht bestanden, so teilt ihm der Landesfi-
schereiverband dies mit.«

b) Es wir folgender Absatz 5 angefügt:

 »(5) Die Fischereibehörde kann im Einzelfall für 
fischereiliche Hegemaßnahmen oder zu fischerei-
wirtschaftlichen Zwecken durch befristete Allge-
meinverfügung Schonzeiten und Mindestmaße 
erweitern oder für weitere Arten anordnen.«

 2. § 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

 »Gleiches gilt für die in § 8 Abs. 1 und 2 genannten 
Fischarten in denjenigen Gewässern, in die sie nicht 
ausgesetzt werden dürfen.«

 3. In § 3 Abs. 5 werden die Worte »mit der Wurfrute« 
gestrichen.

 4. § 6 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

 »Die Erlaubnis ist schriftlich für diejenigen Personen, 
welche die Elektrofischerei als Anodenführer aus-
üben wollen, für bestimmte Zwecke, Gewässer und 
Geräte befristet und stets widerruflich zu erteilen.«

 5. Dem § 8 wird folgender Absatz 3 angefügt:

 »(3) Der Besatz mit den in § 1 Abs. 2 genannten Ar-
ten bedarf der Genehmigung der Fischereibehörde.«

 6. In § 12 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe »sechs Euro« 
durch die Angabe »acht Euro« ersetzt.

 7. Die §§ 15 bis 17 erhalten folgende Fassung:

 »§ 15

 Fischerprüfung

 (1) Die nach § 31 Abs. 2 FischG erforderliche 
 Sachkunde kann auch durch die erfolgreiche Ab- 
legung der Fischerprüfung nachgewiesen werden. 
Die Abnahme der Prüfung wird dem Landes-
fischerei verband Baden-Württemberg e.V. (Landes-
fischereiverband) übertragen. Die Prüfungstage wer-
den  landeseinheitlich von diesem festgelegt und im 
Staatsanzeiger bekannt gegeben.

 (2) Die Anmeldung zur Prüfung muss spätestens 
zwei Monate vor der Prüfung erfolgen. Zuständig ist 
der Landesfischereiverband.

 (3) Der Landesfischereiverband kann vor Beginn der 
Prüfung die Vorlage eines Ausweises mit Lichtbild 
verlangen und Personen, die sich nicht ausweisen 
können, von der Teilnahme an der Prüfung ausschlie-

Tierart Schonzeit Mindestmaß (cm)

Barbe (Barbus barbus L.) 1. Mai bis 15. Juni 40

Rapfen (Aspius aspius L.) 1. März bis 31. Mai 40 
(gilt nur in der Donau und ihrem Gewässersystem)

Nase (chondrostoma nasus L.) 15. März bis 31. Mai 35

Aland (Leuciscus idus L.) 1. April bis 31. Mai 25

Edelkrebs (Astacus astacus L.) 
– Weibchen 1. Oktober bis 10. Juli 12 
– Männchen 1. Oktober bis 31. Dezember 12

Steinkrebs (Austropotamobius torrentium Schrank) 1. Oktober bis 10. Juli  8.«
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 9. Nach § 20 werden die folgenden §§ 20 a bis 20 c ein-
gefügt:

 »§ 20 a

 Aufzeichnungspflichten beim Aalfang

 (1) Wer Aale zu Erwerbszwecken fängt, hat für jeden 
Fangtag schriftliche Aufzeichnungen zu fertigen 
über

 1. das Fanggebiet,

 2.  die Anzahl und das Gesamtgewicht der angelan-
deten Aale und

 3. den prozentualen Anteil der Blankaale im Fang.

 Die Eintragungen sind in dauerhafter Form vorzu-
nehmen. Die Aufzeichnungen sind der Fischereibe-
hörde auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.

 (2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 sind zusam-
mengefasst am Ende des Kalenderjahres an die Fi-
schereibehörde zu übermitteln.

 (3) Für die Aufzeichnungen nach Absatz 1 und die 
Zusammenfassungen nach Absatz 2 sind von der Fi-
schereibehörde vorgegebene Formblätter zu verwen-
den. Nach Ablauf eines Kalenderjahres sind die Auf-
zeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren.

 § 20 b

 Aufzeichnungspflichten bei der Erstvermarktung  
 von Aal

 (1) Bei der Erstvermarktung von Aalen in frischer 
oder verarbeiteter Form durch Personen, die Aale zu 
Erwerbszwecken fangen, ist die nach § 20 Abs. 1 
Satz 3 erteilte Registriernummer auf allen Handels- 
und Transportbelegen auszuweisen.

 (2) In den Aufzeichnungen nach § 20 a Abs. 1 Satz 1 
ist eine entsprechende Eintragung unter Angabe der 
Anzahl und des Gesamtgewichts der abgegebenen 
Aale vorzunehmen. Sofern der Wert der abgegebe-
nen Ware im Einzelfall 250 Euro übersteigt, ist diese 
Abgabe einzeln unter Hinzufügung des Namens und 
der genauen Anschrift des Empfängers aufzuführen.

 § 20 c

 Zeitliche und räumliche Beschränkungen 
 der Aalfischerei

 Zum Schutz des Bestandes des Aals kann das Minis-
terium oder mit dessen Ermächtigung die Fischerei-
behörde im Rahmen der Umsetzung von Aalbewirt-
schaftungsplänen durch Allgemeinverfügung zeitlich 
und räumlich begrenzt

 1. die Ausübung der Aalfischeri einschränken,

 2.  die Anzahl und Beschaffenheit von Fanggeräten 
vorschreiben und

 3.  die Entnahme von Aalen aus bestimmten Gewäs-
sern oder Gewässerteilen beschränken.«

 8. Die §§ 19 und 20 erhalten folgende Fassung:

 »§ 19

 Schonzeiten und Mindestmaße für den Aal

 Für den Aal gelten folgende Schonzeiten und Min-
destmaße:

 1.  Ganzjährige Schonzeit bis zum 31. Dezember  
2012

  a)  im Rheinhauptstrom ab der Staumauer des 
Kraftwerks Eglisau im Hochrhein (Fluss-Kilo-
meter 78,650) bis zur Landesgrenze gegen 
Hessen (Fluss-Kilometer 437),

  b)  in den von Rheinwasser durchströmten Neben-
armen, Kanälen und Gießen entlang dieser 
Strecke,

  c)  in den Altwässern und Baggerseen entlang 
 dieser Strecke, soweit sie in für den Fisch-
wechsel geeigneter Verbindung mit dem Rhein 
stehen und 

  d)  im Neckar und seinen Kanälen ab der Stau-
mauer des Kraftwerks Neckargemünd (Fluss-
Kilometer 39,2) bis zur Mündung in den 
Rhein;

 2.  Schonzeit vom 1. Oktober bis zum 1. März und 
Mindestmaß 50 cm im übrigen Rhein einschließ-
lich seiner Nebenarme und Kanäle;

 3.  Schonzeit vom 1. November bis zum 1. März und 
Mindestmaß 50 cm im übrigen Einzugsgebiet  
des Rheins, soweit es sich um Gewässer mit  
für Fische passierbarer Anbindung an den Rhein 
handelt.

 § 20

 Ausübung der Aalfischerei, Registrierungen

 (1) Wer Aale zu Erwerbszwecken fängt, hat dies vor 
Aufnahme der Tätigkeit der Fischereibehörde anzu-
zeigen. In der Anzeige sind Angaben zum Namen, 
der Anschrift und dem Fanggebiet zu machen. Die 
Fischereibehörde erfasst die Personen, die Aale zu 
Erwerbszwecken fangen, unter Erteilung einer Re-
gistriernummer in einem Register.

 (2) Jedes Fischereifahrzeug, das für die Aalfischerei 
zu Erwerbszwecken eingesetzt wird, ist zuvor der Fi-
schereibehörde anzuzeigen. Die Fischereibehörde 
erfasst die Fischereifahrzeuge, die für die Aalfische-
rei zu Erwerbszwecken eingesetzt werden in einem 
Register. Sie erteilt dazu eine Registriernummer, so-
fern dem Fahrzeug nicht bereits ein Kennzeichen 
nach § 10 Abs. 1 zugeteilt ist.

 (3) Wird die Aalfischerei zu Erwerbszwecken aufge-
geben oder wird ein Fischereifahrzeug nicht mehr für 
die Aalfischerei zu Erwerbszwecken eingesetzt, ist 
dies der Fischereibehörde unverzüglich anzuzeigen.«
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Verordnung des Kultusministeriums  
zur Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeit für 
schulorganisatorische Maßnahmen

Vom 11. Februar 2010 

Auf Grund von § 35 Abs. 5 des Schulgesetzes für Baden-
Württemberg (SchG) in der Fassung vom 1. August 1983 
(GBl. S. 397), zuletzt geändert durch Artikel 27 des Ge-
setzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 327), wird im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung des Kultusministeriums über die Zu-
ständigkeit für schulorganisatorische Maßnahmen vom 
18. Oktober 2000 (GBl. S. 731) wird wie folgt geändert:

»§ 1 erhält folgende Fassung:

§ 1

(1) Das Kultusministerium überträgt mit Ausnahme der 
Maßnahmen, die die Weiterentwicklung des Schulwe-
sens nach § 22 SchG zum Ziel haben, die Befugnis für 
schulorganisatorische Maßnahmen nach § 30 Abs. 1 und 
3 Satz 1 SchG zur Einrichtung und Aufhebung von 
Grundschulen (§ 5 SchG), Hauptschulen und Werkreal-
schulen (§ 6 SchG) auf die Regierungspräsidien. Dies 
gilt auch für die Befugnisse nach § 30 Abs. 4 SchG für 
die Änderung bestehender Schulen aller Schularten mit 
Ausnahme der Änderung der Schulart oder des Schul-
typs. Soweit für Maßnahmen nach Satz 1 und 2 Entschei-
dungen zur Einrichtung beziehungsweise Aufhebung 
von Schulverbünden (§ 16 SchG) und Entscheidungen 
über eine Änderung der Schulträgerschaft nach § 31 
Abs. 1 Satz 1 SchG erforderlich sind, werden die Befug-
nisse hierzu ebenfalls übertragen. Die allgemeinen auf-
sichtsrechtlichen Befugnisse des Kultusministeriums 
bleiben hiervon unberührt.

(2) Die Regierungspräsidien berichten dem Kultusminis-
terium jeweils zum Schuljahresende über die in ihrem 
Bereich getroffenen Entscheidungen einschließlich der 
jeweiligen Auswirkungen auf den Bedarf an Lehrer-
stunden.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Davon abweichend tritt die übertragung der Be-
fugnisse nach § 1 Abs. 1 hinsichtlich der Grundschulen, 
Hauptschulen und Werkrealschulen mit Wirkung vom 
1. November 2009 in Kraft; vom Kultusministerium  
seit dem 1. November 2009 erlassene Bescheide bleiben 
hiervon unberührt.

stuttgart, den 11. Februar 2010 Rau

10. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

 »1.  einer Vorschrift der §§ 1 oder 19 über Schon-
zeiten und Mindestmaße oder einer Allge-
meinverfügung nach § 1 Abs. 5 zuwiderhan-
delt,«.

b) Folgende Nummern 10 bis 13 werden angefügt:

 »10.  eine Anzeige nach § 20 unterlässt,

 11.  eine Aufzeichnung nach §§ 20 a und 20 b 
unterlässt oder diese Aufzeichnungen ent-
gegen § 20 a der Fischereibehörde nicht 
 aushändigt oder übermittelt oder sie nicht 
nach Ablauf eines Kalenderjahres mindes-
tens fünf Jahre aufbewahrt,

 12.  entgegen § 20 b Abs. 1 die Registriernum-
mer nicht ausweist,

 13.  einer Allgemeinverfügung nach § 20 c zuwi-
derhandelt.«

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

 »(2) Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten sind die Fischereibehörden.«

11. In § 22 Satz 2 werden nach den Worten »und 9« die 
Worte »und der Allgemeinverfügungen nach § 1 
Abs. 5 und § 20 c« eingefügt.

12. § 23 erhält folgende Fassung:

 »§ 23

 Geltungsraum

 Für folgende Gewässer finden nur die unter Num-
mer 1 bis 4 genannten Vorschriften dieser Verord-
nung Anwendung:

 1.  für Anlagen im Sinne von § 1 Abs. 2 Satz 1 
FischG § 3 Abs. 1 Satz 1 bis 4, Abs. 3 und 4, § 6 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 und §§ 21 und 22;

 2.  für Gewässer im Sinne von § 1 Abs. 2 Satz 2 
FischG die §§ 1 bis 6, 8, 9, 18, 21 und 22;

 3.  für den Bodensee-Obersee einschließlich des 
überlinger Sees § 3 Abs. 4, §§ 6, 8 bis 11 und 18 
bis 22;

 4.  für den Geltungsbereich der Unterseefischerei-
ordnung (Untersee und Seerhein) § 3 Abs. 4, §§ 6, 
8, 9, 10 Abs. 1, §§ 11 und 18 bis 22.«

13. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 9. Februar 2010 Hauk
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I .

(1) Soweit in Absatz 2 und in Abschnitt II nichts anderes 
bestimmt ist, wird die Vertretung des Landes in den ge-
nannten Verfahren übertragen:

1. dem Bereitschaftspolizeipräsidium,

 der Fachhochschule Kehl – Hochschule für öffentliche 
Verwaltung,

 der Fachhochschule Ludwigsburg – Hochschule für 
öffentliche Verwaltung und Finanzen,

 der Fachhochschule Villingen-Schwenningen – Hoch-
schule für Polizei,

 den Generalstaatsanwaltschaften,

 den Körperschaftsforstdirektionen,

 dem Landesamt für Besoldung und Versorgung,

 dem Landesamt für Verfassungsschutz,

 der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz,

 dem Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-
Württemberg,

 dem Landeskriminalamt,

 dem Landesamt für Geoinformation und Landent-
wicklung,

 den Landratsämtern als unteren Verwaltungsbehörden,

 der Oberfinanzdirektion,

 den Präsidenten des Finanzgerichts, des Landesar-
beitsgerichts, des Landessozialgerichts, der Oberlan-
desgerichte und des Verwaltungsgerichtshofs,

 den Regierungspräsidien,

 dem Statistischen Landesamt,

 der Vertretung des Landes beim Bund,

 dem Informatikzentrum Landesverwaltung Baden-
Württemberg (IZLBW)

 in Angelegenheiten, die sachlich und räumlich zu de-
ren Geschäftsbereich einschließlich des Geschäftsbe-
reichs nachgeordneter Stellen gehören, mit Ausnahme 
der in den folgenden Nummern 2 bis 4 bezeichneten 
Angelegenheiten;

2. den Kassen

 in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs;

3. den Bezirksrevisoren bei den Gerichtsbarkeiten

 in Verfahren über Anträge auf Festsetzung von Kosten 
für oder gegen das Land und in Erinnerungs- und Be-
schwerdeverfahren, die den Streitwert oder die der 
Staatskasse gebührenden oder zur Last fallenden Kos-
ten aller Art betreffen; dies gilt nicht für die Fest-
setzung der Parteikosten und für die Festsetzung des 
Streitwerts, wenn das Land als Partei durch eine Be-
hörde vertreten wird, es sei denn, die Festsetzung des 
Streitwerts erfolgt im Zusammenhang mit der Anfech-
tung des Kostenansatzes;

Verordnung des  
Ministeriums für Arbeit und Soziales 

zur Änderung der Pharmazie- und 
Medizinprodukte-Zuständigkeitsverordnung

Vom 19. Februar 2010

Auf Grund von § 4 Abs. 1 des Landesverwaltungsgeset-
zes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314) wird ver-
ordnet:

Artikel 1

Die Pharmazie- und Medizinprodukte-Zuständigkeits-
verordnung vom 17. Oktober 2000 (GBl. S. 694), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 21. Juli 2006 (GBl. 
S. 277), wird wie folgt geändert:

§ 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:

»Die Regierungspräsidien sind zuständige Behörden im 
Sinne von

1.  § 13 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 a, § 19 Abs. 1 Satz 3 und § 28 
Abs. 1 Satz 2 des Betäubungsmittelgesetzes in der 
 jeweils geltenden Fassung,

2.  § 5 Abs. 7 Satz 1, Abs. 8 Satz 9, Abs. 9 b Satz 1 und 
Abs. 10 Satz 2, § 6 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2,  
§ 7 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1 und 5, § 8 Abs. 5, 
§ 10 Abs. 4, § 12 Abs. 4 Satz 1 und § 13 Abs. 3  
Satz 3 der Betäubungsmittel-Verschreibungsverord-
nung vom 20. Januar 1998 (BGBI. I S. 74, 80 zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 
2009 (BGBl. I S. 1801,1802), in der jeweils geltenden 
Fassung«. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 19. Februar 2010 Dr. Stolz

Bekanntmachung der Ministerien  
über die Vertretung des Landes  
in gerichtlichen Verfahren und  

förmlichen Verfahren  
vor den Verwaltungsbehörden

Vom 1. März 2010

Auf Grund von § 1 Abs. 2 der Anordnung der Landes-
regierung über die Vertretung des Landes in gericht-
lichen Verfahren und förmlichen Verfahren vor den 
 Verwaltungsbehörden vom 17. Januar 1955 (GBl. S. 8) 
übertragen hiermit die Ministerien jeweils für ihren 
 Geschäftsbereich die ihnen im Rahmen der Anordnung 
zustehende Vertretung des Landes in gerichtlichen Ver-
fahren und förmlichen Verfahren vor den Verwaltungs-
behörden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.
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c. Justizministerium

Im Geschäftsbereich des Justizministeriums wird das 
Land vertreten durch 

1. die Generalstaatsanwaltschaften

 in den aus dem jeweiligen Bezirk anfallenden Verfah-
ren vor den ordentlichen Gerichten einschließlich der 
Zwangsvollstreckung mit Ausnahme der unter den fol-
genden Nummern 2 bis 4 genannten Verfahren;

2. die Staatsanwaltschaften

a) in Verfahren, die aus der Beitreibung von An-
sprüchen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Justizbeitrei-
bungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 365-1, veröffentlichten be-
reinigten Fassung in der jeweils geltenden Fas- 
sung, und der mit ihnen zusammen beizutreibenden 
Gerichtskosten hervorgehen, soweit es sich um 
 Ansprüche aus dem Bereich der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit oder um Ordnungsgelder, für die  
die Staatsanwaltschaft Vollstreckungsbehörde ist, 
handelt;

b) in Verfahren, die aus Sicherstellungsmaßnahmen 
nach § 111 b Abs. 1 bis 5 der Strafprozessordnung 
hervorgehen;

3. die Landesoberkasse Baden-Württemberg

 in Verfahren, die aus der Beitreibung von Ansprüchen 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 10 der Justizbeitreibungs-
ordnung hervorgehen; dasselbe gilt für § 1 Abs. 1 Nr. 3 
der Justizbeitreibungsordnung, wenn nicht die Staats-
anwaltschaft Vollstreckungsbehörde ist;

4. die Justizvollzugsanstalten

 in Verfahren aus der Beitreibung von Ansprüchen aus 
dem Bereich ihrer Arbeitsverwaltung in Mahnverfah-
ren und bei der Zwangsvollstreckung in das bewegli-
che Vermögen; im übrigen bleibt in diesen Verfahren 
das Justizministerium zuständig;

5. die Behörden, zu deren Geschäftsbereich die dem Ver-
fahren zugrunde liegende Angelegenheit gehört,

 in förmlichen Verfahren vor den Verwaltungsbe-
hörden.

D. Finanzministerium

Im Geschäftsbereich des Finanzministeriums wird das 
Land vertreten durch

1. die Staatliche Münze Baden-Württemberg,

 den Staatlichen Verpachtungsbetrieb,

 das Staatsweingut Meersburg,

 die Wilhelma in Stuttgart-Bad cannstatt

 in allen im Bereich dieser Betriebe anfallenden Strei-
tigkeiten vor den Gerichten erster Instanz. Ausgenom-
men sind die Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis 
der diesen Betrieben angehörenden Beamten und Ar-
beitnehmern, soweit die Betriebe für deren Einstel-

4. den sachlich und örtlich zuständigen Behörden und 
Dienststellen

 in Verfahren, in denen das Land als Bedarfsträger 
 gemäß §§ 7 und 80 des Bundesleistungsgesetzes in der 
Fassung vom 27. September 1961 (BGBl. I S. 1770) in 
Verbindung mit §§ 6 und 7 der Anforderungsbehör-
den- und Bedarfsträgerverordnung vom 12. Juni 1989 
(BGBl. I S. 1088) beteiligt ist.

(2) In Angelegenheiten der unteren Schulaufsichts-
behörden wird das Land durch die Regierungspräsidien 
vertreten. In Angelegenheiten der unteren Forstbehörden 
wird das Land in Angelegenheiten der Bewirtschaftung 
des Staatsforstvermögens sowie der Nebennutzungen 
forstlicher Liegenschaften vom Regierungspräsidium 
Tübingen, Abteilung Forstdirektion, und in Liegen-
schaftsangelegenheiten (ohne Nebennutzungen) vom 
Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung Forstdirek-
tion, vertreten. In Angelegenheiten der unteren Flurbe-
reinigungsbehörden vor dem Flurbereinigungsgericht 
und in Angelegenheiten der unteren Vermessungsbehör-
den wird das Land durch das Landesamt für Geoinfor-
mation und Landentwicklung vertreten.

(3) Die Vertretung des Landes durch die Präsidenten des 
Finanzgerichts, des Landesarbeitsgerichts, des Landes-
sozialgerichts, der Oberlandesgerichte und des Verwal-
tungsgerichtshofs umfasst nicht das gerichtliche Verfah-
ren vor Gerichten der jeweiligen Gerichtsbarkeit.

II.

Abweichend von Abschnitt I wird die Vertretung des 
Landes in den genannten Verfahren wie folgt übertragen:

A. Innenministerium

Im Geschäftsbereich des Innenministeriums wird das 
Land in Angelegenheiten, die sachlich zum Geschäfts-
bereich

des Hauses der Heimat,

des Instituts für donauschwäbische Geschichte und Lan-
deskunde,

des Johannes-Künzig-Instituts für ostdeutsche Volks-
kunde,

des Logistikzentrums Baden-Württemberg,

der Landesfeuerwehrschule,

der Akademie der Polizei

gehören, durch das für den Sitz der genannten Behörde 
und Dienststelle jeweils örtlich zuständige Regierungs-
präsidium vertreten.

B. Wissenschaftsministerium

Im Geschäftsbereich des Wissenschaftsministeriums 
wird das Land bei Streitigkeiten mit Arbeitnehmern an 
den nachgeordneten Einrichtungen von diesen innerhalb 
ihres Geschäftsbereichs vertreten. 
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III.

1. Die sonst in Gesetz oder Rechtsverordnung geregelten 
Vertretungsfälle und die Zuständigkeiten nach der Be-
amtenrechtszuständigkeitsverordnung sowie die allge-
meinen Anordnungen im Sinne von § 118 Abs. 3 des 
Landesbeamtengesetzes bleiben unberührt.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. April 2010 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung der Ministerien 
über die Vertretung des Landes in gerichtlichen Ver-
fahren und förmlichen Verfahren vor den Verwal-
tungsbehörden vom 30. November 2004 (GBl. S. 874) 
außer Kraft.

3. In Verfahren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Bekanntmachung anhängig sind, wird das Land 
durch die bisher zuständige Stelle weiter vertreten.

stuttgart, den 1. März 2010

Staatsministerium

Mappus

Innenministerium

Rech

Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Prof’in Dr. Schick

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Prof. Dr. Frankenberg

Justizministerium

Prof. Dr. Goll

Finanzministerium

Stächele

Wirtschaftsministerium

Pfister

Ministerium für Ländlichen Raum,  
Ernährung und Verbraucherschutz

Köberle

Ministerium für Arbeit und Sozialordnung,  
Familien und Senioren

Dr. Stolz

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Gönner

lung beziehungsweise Entlassung nicht zuständig 
sind.

 Die Betriebe können die Vertretung auf die im jeweili-
gen Geschäftsbereich tätigen landesbeteiligten Be-
triebsgesellschaften weiter übertragen;

2. die Finanzämter

a) in allen aus Insolvenz- oder Vollstreckungsverfah-
ren entstehenden Streitigkeiten in steuerlichen An-
gelegenheiten, soweit nicht die Oberfinanzdirek-
tion im Einzelfall nach Eintritt der Rechtshängigkeit 
die Vertretung des Landes übernommen oder ein 
anderes Finanzamt mit der Vertretung betraut hat;

b) in allen Streitigkeiten, in denen die Oberfinanz-
direktion im Einzelfall nach Eintritt der Rechts-
hängigkeit die Vertretung auf das Finanzamt über-
tragen hat;

E. Ministerium für Ländlichen Raum,  
Ernährung und Verbraucherschutz

Im Geschäftsbereich des Ministerium für Ländlichen 
Raum, Ernährung und Verbraucherschutz wird das Land 
vertreten durch 

die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt,

das Haupt- und Landgestüt Marbach,

die Landesanstalt für Entwicklung der Landwirtschaft 
und der ländlichen Räume mit Landesstelle für landwirt-
schaftliche Marktkunde,

die Landesanstalt für Schweinezucht mit Sitz in Box-
berg,

die Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau 
Heidelberg,

das Landwirtschaftliche Technologiezentrum Augusten-
berg,

die Staatliche Lehr- und Versuchsanstalt für Wein- und 
Obstbau Weinsberg,

das Landwirtschaftliche Zentrum für Rinderhaltung, 
Grünlandwirtschaft, Michwirtschaft, Wild und Fischerei 
Baden-Württemberg,

das Staatliche Weinbauinstitut, Versuchs- und For-
schungsanstalt für Weinbau und Weinbehandlung Frei-
burg

1. in vermögensrechtlichen Streitigkeiten ihres Ge-
schäftsbereichs bis zu einem Streitwert von 15 000 
Euro; bei Teilklagen ist der Streitwert des gesamten 
Anspruchs maßgebend;

2. in Streitigkeiten aus dem Dienstverhältnis der Be-
schäftigten, soweit die Dienststellen für deren Einstel-
lung zuständig sind.
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